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Lichterfelde bei Berlin

Firma Bundespräsidialamt
Frank-Walter Steinmeier -
in der Rolle Bundespräsident
Spreeweg eins
Fax [030 1810200-1999]
10557 Berlin

Lichterfelde, den 17. April 2020

Raubüberfall des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat
[Aktenzeichen ÖS II 3- 53013/10#20 Berlin, 14. Februar 2020]

Geehrter Frank-Walter Steinmeier,
hier spreche ich Sie als Lebenden und privat haftenden Verantwortlichen1 aktueller Treuhandverwal-
tungen und deren Organe auf dem Grund und Boden deutschsprachiger Landschaften, im Auftrag
der Vertreter erhobener Hoheitsgebiete und Landschaften, an.
Hier beziehen wir uns auf Ihre Stellung Bundespräsident der firmierten Kriegsverwaltungen Bundes-
republik  Deutschland,  Bund,  Germany,  German  sowie  dieser  folgenden  Unternehmen/Stiftungen
/Orden und deren Organe2 nach 1949 übernommen und unter römisches Recht gestellt haben.3

In der Rückholung der Selbstbestimmungsrechte achten in unserem Wirken auch die, Ihrer Tätigkeit
zugrundeliegenden  Regelwerke,  wie  UN-Charta,  Europäische  Kommunal  Charta,  Landesverfas-
sungen der Besatzungsgebiete, sowie dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland.4

Wir, die lebenden Träger des Indigenates stehen außerhalb der, von benannten Institutionen fiktiv ge-
schaffenen, Kriegsbiete aufteilenden, Postleitzahlen auf dem Grund und Boden tatsächlicher, erho-
bener, naturstaatlicher Hoheitsgebiete.
 
Benannte Lebende sind am 19. März 2020 von der Organisation Verfassungsschutz unter Anordnung
von Horst Lorenz Seehofer mit dem Aktenzeichen [ÖS II 3- 53013/10#20 Berlin, 14. Februar 2020]
überfallen und beraubt worden. Dabei wurden Hoheitsgebiete gegen den Willen der Lebenden betre-
ten und die privaten Wohnstätten aufgebrochen, geplündert und zerstört. Es wurde in unsere private
Häuslichkeit  ohne  Einladung  und  Akzeptanz  gewalttätig  eingedrungen  und  unsere  Privatsphäre
schwer verletzt.

1 Nachfolgend der Stellung des sogenannten Kaisers, ist mit Bundesgesetzblatt 49 aus 1950 der Bundespräsident verantwortlicher An-
sprechpartner entsprechend der Verfassung des Deutschen Reiches Artikel 50 „Dem Kaiser gehört die obere Leitung der Post- und Tele-
graphenverwaltung an. Die von ihm bestellten Behörden haben die Pflicht und das Reht, dafür zu sorgen, daß Einheit in der Organisa-
tion der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, sowie in der Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird.“

2 Treuhandorgane in Form von Stiftungen, Vereinen und die im amerikanischen Unternehmensregister DUN&BRADSTREET Stiftungs-
aufbau wie die 1949 gegründete Studienstiftung des deutschen Volkes e.V. VR2033 BONN, Abgeordnetenhaus von Berlin, D-U-N-S®
No. 342638140, Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU) D-U-N-S® No. 340740229, Studienstiftung des Abgeordneten-
hauses von Berlin,  D-U-N-S® No. 315059350, (Stiftung Topographie des Terrors), BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, Unterneh-
mensteil  Embassy  of  The Federal  (Botschaft  von Des  Bundes)  D-U-N-S® No.  087688446,  … BUND,  D-U-N-S® No.  340712019,
340950311, 340712965, ...BUND, Frankreich, Handelsregisternummer 533642633, Bund GmbH D-U-N-S® No. 341549225, ... deren
globale Privatgerichtsbarkeit über IACA unter dem Internationalen Gerichtshof Het Internationale Gerechtshof - International Court of
Justice, Unternehmensteil International Court of Justice, D-U-N-S® Nummer 415783836, … Weitere Stiftungen und Unternehmen sind
im LEI Register gelistet.  Hier  z.  B. Bundesrepublik Deutschland  LEI:  529900AQBND3S6YJLY83,  Germany,  Frankfurt  am Main, c/o
Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH, Olof-Palme-Straße 35, 60439,  Stiftung Brandenburg,  LEI: 391200BAKJDDQ1O
PFB55 Germany, Fürstenwalde (Spree), Parkallee 14, 15517, ...

3 Siehe Deutscher Richterbund – German Law oder Law in Germany – hier benannt BGB, HGB, GmbH Gesetz, Gesetz gegen den
unlauteren Wettbewerb,  Aktiengesetz.  Eintrag  im amerikanischen Unternehmensregister  DUN&BRADSTREET der  Firma  Deutscher
Richterbund - Bund der Richter und Staatsanwälte- Landesverband Berlin, Unternehmensteil Deutscher Richterbund - Landesverband
Berlin e. V. D-U-N-S® Nummer 314619355

4  Hier sind insbesondere Artikel 28, 123, 146 und weitere zu benennen.



Als  benannte  Vertreterin der  Lebenden  auf  Grund  und  Boden  erhobener  Hoheitsgebiete  in  den
deutschsprachigen Landschaften sehe ich mit den benannten Raubüberfällen die Menschenwürde
und
die  Grundregeln  der  Sitte  und Moral  in  einem erheblichen Maß verletzt.  Die  Raubüberfälle  sind
Übergriffe auf selbstbestimmte Träger des Indigenates, wodurch die Schöpfungsgesetze verletzt und
missachtet wurden. Vor der Schöpfung ist jeder Mensch mit gleichen Rechten versehen und hier hat
sich keiner über den anderen zu stellen oder, wie im römischen Recht, sich mit Gewalt Menschen in
das Tier- und Sachenrecht zu zwingen. Fest steht, Menschenrecht dem Recht der Tiere und Sachen
vor.

So sprechen wir Sie als Verantwortlichen, der am Raubüberfall beteiligten Institutionen, der Stelle für
die deutsche Frage, der übergeordneten verantwortlichen Stellen und der militärischen Einrichtungen
an und sehen, entsprechend Bundesgesetzblatt 49 aus 1950, Sie in der Bestimmung 'Reichsprä-
sident',  benannt  Bundespräsident  ebenso,  wie in  der  geschäftsführenden Position des Unterneh-
menskomplexes Bundespräsidialamt. Des Weiteren sehen wir Sie in führender Position der Stiftung
des  Louisenordens,  des  Eisernen  Kreuzes  und  weiteren  Bünde,  Orden,  mosaischen
Glaubensformate  wie  auch  Freimaurervereinigungen,  Bruderschaften,  Seilschaften,  Vereinen,
Unternehmen und Stiftungen.

Wir  stellen  fest,  dass  wir  von  Hoher  See  lebend  zurückgekehrt,  uns  willentlich  und  öffentlich
außerhalb der Kriegsverwaltung auf unseren Grund und Boden begeben haben und somit keinesfalls
unter der Gewalt der Treuhand oder anderer Kriegsverwalter stehen, diesen zugehören oder diesen
unterstehen!

Wir erinnern Sie an die, Ihrer Tätigkeit zugrundeliegenden Regelwerke, wie auch EG BGB Artikel 1
und  50.  Hier  insbesondere  an  den  Artikel  11  der  Verfassung  des  Deutschen  Bundes  benannt
Deutschen Reiches von 1871,  in  dem steht:  'Das Präsidium des Bundes steht  dem Könige von
Preuße zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu
vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, Bündnisse und andere
Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen. (...)'

Eine  völkerrechtliche5 Vertretung  bedient  sich  des  Kriegsrechtes  und  nimmt  die
Kriegsgebietsverwaltung eroberter  Gebiete  für  sich  in  Anspruch.  Was bedeutet,  dass  diesen die
Zugriffsrechte auf den Grund und Boden fehlen! Verständlich wird das, wenn man erkennt,  dass
Provinzen  unter  Leutnant  (des  Papstes  oder  dessen  Verwalter)  gestellte  Gebiete  sind.  Diese
Verwaltungsgebiete wurden von Preußen an das Bündnis Deutsches Reich6 abgetreten.

Deutschland  ist  der  Begriff  für  das  kolonialisierte  und  christianisierte  Gebiet  deutschsprachiger
Landschaften. Bürger ist der Begriff für Zugehörige unter Militär gestellter Gemeinden und Städte.

Lebend  bekundete  Träger  des  Indigenates  erhobener  Hoheitsgebiete  in  den  deutschen
Landschaften,  haben sich über  den Weltpostverein in  Bern,  seit  1.  Juni  2017 und folgend, über
gemeinsame Postverträge eine Ordnung auf Grund und Boden gegeben und diese veröffentlicht.

Diese Verträge wurden mehrfach vom Weltpostverein in Bern und von der Staatsbibliothek in Berlin
bestätigt und angenommen. Im März 2018 wurde der Postvertrag unter den Landschaften vom 18.
Dezember 2017 und dem Vertrag zwischen Berlin und den Landschaften vom März 2018 nachweis-
lich relevanten Institutionen derzeitiger Treuhandverwaltung zugestellt.

Wir bieten seit Beginn der Erhebung von Grund und Boden mit der Gemeine Melle im März 2015, in
den  deutschsprachigen  Landschaften,  in  allen  zugestellten,  umfangreich  aufklärenden  Schrift-

5  Volk ist, wie Gemeinde, ein Begriff aus dem Prozess der Missionierung und Christianisierung. Siehe Ernest Renan „Die Apostel“.
6  Aktuell ist die Firma Deutsches Reich mit Handelsregisternummer 5959295 DE mit Sitz in Deleware USA eingetragen. Zu finden ist

zudem ein Eintrag Deutsches Reich - 1100 SALEM ROSE LAS VEGAS NV 89144, USA mit Handelsregisternummer NV20031304121 NV
gefunden mit Gründungsdatum 2003-03-24 als gelöscht.
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stücken,  den  letztlich  lebenden  Vertretern  der  Treuhandorganisation  die  Möglichkeit  zum Wider-
spruch oder zur Korrektur an. Dieses Angebot wurde Ihrerseits nie in Anspruch genommen.

Aktuell  dürften nach Prozessen der letzten Tage weder  Firmierungen oder  Stiftungen unter dem
„Heiligen Stuhl“ noch unter den USA noch als relevant zu erkennen sein.

Wir sehen die  Rechte auf Verträge unter Lebenden, benannt auch in den Ihrem Wirken zugrunde-
liegenden Landesrechtlichen Vorschriften8, in dem gesamten Prozess der Erhebung, wie auch durch
die Raubüberfälle beschnitten.

Als Berechtigungsgrundlage für den Übergriff wurde die Vermutung einer Vereinstätigkeit benannt
und Angebote an fiktive Personen mit Begriffen tituliert wie V e r f ü g u n g7 und  B e s c h l ü s s e
zurück gelassen.

Die Mitarbeiter haben während des Überfalls Dokumente des Unternehmens Bundesministerium des
Innern, Bau und Heimat8 mit der Schrift:

 'VS-Nur für den Dienstgebrauch
VS-Einstufung endet erst mit Beginn des Vollzuges

Gegen Empfangsbekenntnis
An die Vereinigung „Geeinte deutsche Völker und Stämme“
zu Händen ihrer Mitglieder (...)'

Ich stelle, wie weitere Überfallenen fest, keine Empfangsbekenntnisse abgegeben zu haben.

Diese abgelegten Dokumente sind keinesfalls an uns gerichtet, sondern entsprechend der Kopfleiste
für das Personal und deren Dienstgebrauch und unterliegt dementsprechend einzig den Hausregeln
des Unternehmens Verfassungsschutz.
Fest steht, dass hier eine Täuschung im Rechtsverkehr erkennbar ist.

In diesen Dokumenten werden Personen und keine Lebende aufgezählt. Wir sind und können keine
Personen sein!
Fest steht, dass damit Treuhandbetrug und Menschenhandel nachgewiesen ist.

Wie wir aus den Unternehmenseinträgen erkennen können, gibt es das Unternehmen Bundesminis-
terium des Inneren,  … und  das Unternehmen Bundesministerium des Innern,  … unter  anderer
Adresse9 und Verantwortlichkeit. Das letztlich benannte Unternehmen ist nicht, wie auf dem liegen-
gelassenen  Dokument  veröffentlicht  mit  der  Anschrift  Alt-Moabit  140,  10557  Berlin  angemeldet
sondern als Firma Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern mit Adresse Brühler Str.
3, 53119 Bonn zu finden. Hier ist als Hauptverantwortliche Birgit Settekorn benannt.

Nachweislich ist das Dokument unterzeichnet und mit einem Stempel gesiegelt worden, welcher zu
der auffälligen 88 die Inschrift BUNDESMINISTERIUM DES INNERN, FÜR BAU UND HEIMAT trägt.
Wir beachten, dass die große Schreibweise üblicherweise eine weitere juristische Person darstellt.

7 Juristische Beratung hat ergeben, dass Sperrschrift rechtlich unwirksam ist, dass kein zusammenhängendes Wort formuliert ist. Zudem
erhielten wir die Auskunft, dass es sich um eine Schreibweise aus der Naziherrschaft handelt.

8Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmensteil BMI, D-U-N-S® Nummer 507111040 Hauptverantwortlicher Horst
Seehofer;  Bundesministerium des  Inneren,  für  Bau und Heimat,   Unternehmensteil  Bundesakademie  für  öffentliche Verwaltung im
Bundesministerium des Innern D-U-N-S® Nummer 312850960; Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmensteil
Haus Boppard der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung e.V. im Bundesministerium des Innern,  D-U-N-S® Nummer 312651132;
Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern,  Unternehmensteil  Beschaffungsamt des BMI D-U-N-S® Nummer 331489419
Hauptverantwortliche Birgit Settekorn.

9  Adresse ist etymologisch recherchiert ein Begriff für: 'Bittschrift an den König'.  Übertragen auf die heutige Verwendung dürfte anzuneh-
men sein, dass die Nachfrage nach der Adresse die Unterstellung des militärischen, ordensorganisierten Herrschaftssystems aussagt.
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Auch der sogenannte Verfassungsschutz ist im Internat zu finden unter der Firma 'Senatsverwaltung
für Inneres und Sport Berlin'  mit Adresse Klosterstraße 47, 10179 Berlin dargestellt. Im Unterneh-
mensregister DUN&BRADSTREET jedoch finden wir zum Zeitpunkt des Raubüberfalles die Firma
'Senatsverwaltung für Inneres und Sport' gelistet mit der D-U-N-S® 314999290, Klosterstraße 47.
10179 Berlin (Mitten in Berlin) unter Kennzeichnung SIC10 919911 als Hauptverantwortlicher ist dort
Bernd Palenda benannt.

Fest steht, dass hier ein weiteres Mal der Nachweis erbracht ist, dass in unlauter und betrügerischer
Absicht die Firmierungen unkorrekt dargestellt worden sind. Auch hier besteht eine Täuschung im
Rechtsverkehr und unserseits der Verdacht des geplanten Haftungsbetruges.

Die Firma 'Senatsverwaltung für Inneres und Sport' ist laut Internetpräsentation ein Unternehmen des
Unternehmens 'Bundesamt für Verfassungsschutz'  und mit Unternehmensteil BfV unter D-U-N-S®
Nummer  551408250  im  amerikanischen  Unternehmensregister  unter  dem  Hauptverantwortlichen
Thomas Haldewang mit SIC 9111 (Regierungsstellen, lokal, Land, Staat) eingetragen.

Fraglich wäre, wer die Haftung für den Überfall tatsächlich übernimmt, da hier offensichtlich mehrfach
die Firmierung nicht der Darstellung und der Dokumente des Raubüberfalles entsprechen.
Fest  steht,  dass  Horst  Lorenz  Seehofer  in  den  uns  betreffenden  Fall,  zu  der  Täuschung  im
Rechtsverkehr  auch  die  Straftatbestände  der  Haftungsverschiebung  und  des  Treuhandbetruges
nachzuweisen sind.

Des Weiteren agieren hier Firmen, deren Briefkopf und Internetseite offensichtlich ver- und gefäl-
schte Firmennennungen veröffentlicht.

Hier stellt sich die Frage nach der Haftung. Wenn Sie uns keine Verantwortlichen benennen können,
sind wir gezwungen Sie in die private Haftung für den entstandenen Schaden zu setzen.

Fest steht, dass mit dem Zutragen über Bundesstraßen und/oder Schiffsverkehr und Nutzung der 
Postleitzahlen das Dokument die Akzeptanz des Weltpostvertrages erfährt und somit unter dessen
Regelwerk steht.

Die verantwortlichen Ersteller der Drucksache haben sich an den Weltpostvertrag zu halten. Welcher
vorgibt,  dass  nur  ehrliche  Wessel  (Körper,  Container,  Boxen,  Drucksachen  …)  transportiert  zu
werden haben. Wir sehen das Dokument insgesamt als unehrlich und unredlich an und dürfen daran

10 SIC = Kennzahlen der Wirtschschaftzweigsystematik Norm  ( SIC codes) sind   4-stellige Zahlenschlüssel, die von der U.S. Regier-

ung an Geschäftsunternehmen vergeben werden, um das Hauptgeschäft des Unternehmens zu identifizieren. […] Die Systematik er-
fasst alle wirtschaftlichen Aktivitäten.
11 Die SIC 9199 benennt allgemeine Regierung/Staatsführung, andernorts nicht klassifiziert; Regierungseinrichtungen die 
hauptsäch-lich damit beschäftigt sind, der Regierung generelle Unterstützung zu bieten, darin inbegriffen sind Dienstleistungen des 
Personalwesen, Prüfungswesen, Auftragswesen, Gebäudemanagements und andere allgemeine Regierungseinrichtungen, die nicht in 
anderen Branchen eingeordnet werden können.
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erinnern, dass der Weltpostverein und dessen Mitglieder inklusive der diesen zugehörigen Militärs
die  höchste globale  handelsrechtliche Juristikation  darstellen  und unter  dem Regelwerk und der
Gerichtsbarkeit der UN-Charta stehen.

Zudem wird in benanntem Dokument der entscheidende Begriff 'V e r f ü g u n g' mit Leerzeichen
verwandt,  womit  die  Beweiskette  unterbrochen ist  und  Buchstaben ohne  Zusammenhalt  stehen.
Damit ist auch die Aussage des gesperrten Begriffes nichtig, ohne Wert und somit rechtlos. Dem
niedergelegten Dokument fehlt somit die Verfügung!  
Fest steht, dass hier eine Täuschung im Rechtsverkehr und betrügerische Absicht nachgewiesen ist.

Hinzu kommt,  dass wir  als angebliche Vereinigung angeschrieben werden, jedoch folgend in der
betreffenden Drucksache die Vermutung angestellt  wird, es würde sich bei uns um einen Verein
handeln.
Fest steht, dass wir eine Gemeine sind und kein Verein. Ein Verein bedarf der Zugehörigkeit zur
Besatzungsmacht und besteht nur aus Personen. Verein als juristische Person impliziert entsprech-
end römischem Recht Canon 298-32912 nur Personenverbände.

In den niedergelegten Dokumenten werden Lebende nun gezwungen sich an bestimmte Handels-
firmen zu wenden um ihr Eigenthum wieder zurück zu erhalten. In Rechtsbehelfsbelehrung (Aus-
schnitt vorab dargestellt) wird uns von dem Mitarbeiter Reinfeld eine Klage beim Bundesverwaltungs-
gericht  Leipzig  vorgeschrieben,  wissentlich,  dass  diese  Privatgerichtsbarkeit  keine  Lizenz  für
Lebende besitzt.

Wir  haben uns also  die  Mühe gemacht  und entsprechend der  sogenannten Rechtsbelehrung in
benannter Drucksache beim Bundesverwaltungsgericht Leipzig13 angefragt, ob dieses für uns zu-
ständig ist und ob wir als Lebende dort Klage erheben können.

Rückantworten kamen folgend an namensgleiche fiktive Personen adressiert und enthielten z. B. die
Information,  dass  „das  Bundesverwaltungsgericht  im  Rahmen  seiner  gesetzlich  festgelegten
Zuständigkeit keine Möglichkeit hat, in Ihrer Angelegenheit tätig zu werden. (…).“
Eine weitere Anfrage beispielsweise bei den Unternehmen Verwaltungsgerichte ohne aussagekräf-
tige Antwort wurde ebenfalls Personen zugesandt.
Fest steht, auch hier wird entsprechend UPU nicht rechtskonform gearbeitet.

So ist zu vermuten, dass an benannten handelsrechtlichen Stellen weder Lebende noch Träger des
Indigenates gehändelt werden können. Aber Firmen, wie Bundesministerium des Inneren, für Bau
und Heimat14, Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder BUNDESMINISTERIUM DES
INNERN,  FÜR  BAU  UND  HEIMAT  maßen  sich  an Lebende  zu  überfallen  und  deren
vorangegangenen Erhebungen von Hoheitsgebieten zu übergehen, wie auch unsere Angebote zum
Gesprächsaustausch.

Wir, die unter höchster Immunität stehenden Hüter des Grund und Bodens, der Natur und Behei-
matheten, sehen den aggressiven Akt gegen uns als Genozid!
Fest steht, dass das gewaltmäßige Vorgehen dem Ziel dienen sollte unsere Rechte zu beschneiden
und die Erwirkung der Rechte von Menschen zu verhindern.

Nun halten wir uns an respektvolle Umgangsformen und haben Verantwortlichen Ihrer Verwaltung
Fragen gestellt ohne eine Antwort zu erhalten und vergeblich Gesprächstermine angeboten.

12 Kanonisches Recht  TITEL V: VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL II: ÖFFENTLICHE VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL III:
PRIVA-TE VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL IV: BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER LAIENVEREINE

    http://www.kathpedia.com/index.php?title=Codex_des_kanonischen_Rechtes_1983#KAPITEL_I:_PAPST_UND_BISCHOFSKOLLEGIUM
13Unternehmenseintrag BUNDESVERWALTUNGSGERICHT in Leipzig D-U-N-S No. 344686469 Oondolf Rojahn; Bundesverwaltungsge-

 richt Leipzig D-U-N-S No. 342229726.
14  Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmen BMI, D-U-N-S® No 507111040 Hauptverantwortlich Horst Seehofer.
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Es  scheint  den  Eindruck  zu  machen,  dass  es  sich  bei  dem  Raubüberfall  insgesamt  um  einen
unrechtmäßigen Prozess handelt und wir sind gezwungen anzunehmen, dass wir in unserem Recht
auf menschliche Ordnungen gehindert werden sollten.
Wir  haben  mit  der  Kundgebung  unserer  Lebendbekundungen  bei  dem  Papst,  Geschäftsführern
jeweiliger Gemeinden und Kreise, die treuhänderisch verwalteten fiktiv geschaffenen namensglei-
chen Personen im Obligationshandel, entsprechend dem Ihrer Tätigkeit zugrundeliegenden Regel-
werken, wie auch des cestui que vie, Canonum De Ius Positivum, Canon 2056/2057, aufgehoben.

Die Lebenden sind damit nicht mehr in die Person zurück zu quetschen. Selbst wenn es Ihrerseits
darum ginge, entgegen den von uns durchgeführten Prozessen, die Rechte der Menschen zurück zu
holen, gäbe es Ihnen nicht das Recht zu benannter Gewalttat.

Sie können nach jahrelangem Schweigen uns nicht vorwerfen, dass wir Verantwortliche erpressen, 
wenn wir außerhalb Ihrer Haftungssicherung und außerhalb in Schuldgeldwährungen Forderungen
zur 
Heilung  stellen.  Wir  haben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  eine  naturstaatliche
Gerichtsbarkeit zu öffnen. Letztlich haben der Erhebung der Hoheitsgebiete sowie naturstaatlicher
Gerichtsbarkeit Ihre Treuhandverwaltungen nie Widerspruch erhoben.
Fest steht, dass wir unsere Rechte rechtswirksam erhoben und veröffentlicht haben.

Somit ist festzustellen, dass Beschuldigungen und Vermutungen Rechte auf Selbstbestimmung nicht
außer Kraft setzen können. Insbesondere auch deshalb nicht, weil wir im Vorfeld deutlich benannt
hatten,  keine Gemeinden und Strukturen unter dem „Heiligen Stuhl“ zu sein.
Stellen  wir  fest,  dass  mit  Streichung  GVG  §  14,  15  und  16  in  der  1923  mit  dem  Treuhand-
unternehmen Türkei, USA und die Bundesrepublik Deutschland gegründet wurde und erinnern Sie
an ein Urteil IM NAMEN DES VOLKES5 - 2 BvF 1/73 des Privatgerichtes Bundesverfassungsgericht
(Verkündet am 31. Juli 1973 Höfel, Regierungshauptsekretär als Urkundsbeamter  der Geschäfts-
stelle).

In der Auseinandersetzung des Rechtsstatus der Bundesrepublik Deutschland wird auf der Seite 18
festgestellt:
„1. Das Grundgesetz – nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! - geht
davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der
Kapitulation  noch  durch  Ausübung  fremder  Staatsgewalt  in  Deutschland  durch  die  alliierten
Okkupationsmächte  noch  später  untergegangen  ist;  (…)  Das  entspricht  auch  der  ständigen
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, an der der Senat festhält.  Das Deutsche Reich
existiert  fort  (…),  besitzt  nach  wie  vor  Rechtsfähigkeit,  ist  allerdings  als  Gesamtstaat  mangels
Organisiation, (…) selbst nicht handlungsfähig.“

Sei hier angemerkt: Die Sprache ist von einer Verfassung des Deutschen Reiches, welche aufbaut
auf  die Verfassung des Deutschen Bundes auf  der Grundlage der Gesetze und Verfassung des
Norddeutschen Bundes umbenannt in Deutsches Reich.15

Weiter geht es auf Seite 18/19:

15 Anmerkung des Verfassers: Wir sprechen hier von einer Stiftung/Verein Deutscher Bund welcher sich auf die Gesetze und Verfassung
des Norddeutschen Bundes bezieht. Eine Stiftung unter standesherrlichen Familien denen der Bezug auf Rechte zu Grund und Boden
gänzlich fehlte!  Hier  war  keinesfalls  die Entscheidung Selbstbestimmter  die Grundlage,  sondern eine,  durch kolonialherrschaftliche
Kriegsgebietsverwaltung gesetzte Militärorganisationen = Adelshäuser. Den Nachweis finden wir in: (Nr. 628.) Gesetz, betreffend die
Verfassung des Deutschen Reichs. Vom 16. April  1871. Hier finden wir in § 2 die Umbenennung der Gesetze des Norddeutschen
Bundes auf Deutsches Reich. In § 3 werden Verträge benannt, die durch benanntes Gesetz von 1871 nicht berührt werden. Hier sind die
Vereinbarungen in Versailles vom 15. November 1870 sowie die Verträge mit Bayern vom 23. November 1870 benannt. Gezeichnet hat
Wilhelm  in  seiner  Rolle  König  von  Preußen  im  Namen  des  Norddeutschen  Bundes.  Den  Menschen  wir  hier  ein  Vertrag  unter
Kriegsgebietsverwaltern, mit dem Ziel über gemeinsame Zollvereinbarungen treuhänderisch die Bankenmacht, Militärhoheit und den
Weltpostvertrag zu verwalten, verkauft. Verschwiegen wird, dass die Kriegsverwalter weder das Ziel noch die Berechtigung innehalten,
Friedensverträge auf Grund und Boden abzuschließen. Ziel ist mit Beginn der Christianisierung weltweit Kriegsgebiete zu schaffen und
somit  auf  billigem Recht  Weltherrschaft  zu erreichen.  Wie billig  das  Kolonialrecht  Preußens war,  ist  aus dem Alten  Landrecht  zu
erkennen, welches darstellt, dass dieses nur über Veröffentlichungspatente von Preußen eingeführt werden konnte. 

    Ein Beispiel sei hier benannt: I. Patent wegen Publikation des neuen allgemeinen Landrechtes für die Preußischen Staaten.
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„Mit  der Einrichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde  nicht ein neuer westdeutscher Staat
gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert (vgl. Carlo Schmid in der 6. Sitzung des
Parlamentarischen  Rates  –  StenBer.  S.  70).  Die  Bundesrepublik  Deutschland  ist  also  nicht
„Rechtsnachfolger“ des Deutschen Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat „Deutsches
Reich“, - (...)“

Grundlegend  für  Gebietsaufteilungen  dürften  die  Glaubensformate  –  hier  insbesondere  die  der
Lutherkirche  und  der  katholischen  Kirche  sein.  So  fand  der  „Osten“  1990  erst  aufgrund  der
Zeichnung des Reichskonkordates16 in 1989 durch die evangelische Kirche wieder zusammen.

Was  das  Deutsche  Reich  rechtlich  tatsächlich  darstellt,  dürfte  aus  §  55  der  Reichsverfassung
erkennbar werden, in dem steht: „Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz-weiß-roth.“
Folgend wird „Deutschland“ dann als „Deutsches Reich“ bezeichnet.
Wir  erkennen  entsprechend  etymologischer  Recherche  in  dem  Begriff  „Deutschland“  das
kolonialisier-te Gebiet deutschsprachiger Landschaften.

Carlo  Schmid  stellt  in  seiner  Grundsatzrede  das  Staatskonstrukt  mit  wirtschaftlicher  Treuhand
deutlich dar und auch deren minderwertige Gerichtsbarkeit. „Die zweite Einschränkung ist, dass uns
entscheidende Staatsfunktionen versagt  sind:  Auswärtige Beziehungen, freie Ausübung der Wirt-
schaftspolitik; eine Reihe anderer Sachgebiete sind vorbehalten. Legislative, Exekutive und sogar
die Gerichtsbarkeit sind gewissen Einschränkungen unterworfen.“
Und als vierte Einschränkung benennt er die Genehmigungspflicht der Verfassung:  „Auch die jetzt
freigegebene  Schicht  der  ursprünglich  voll  gesperrten  deutschen  Volkssouveränität  ist  nicht  das
Ganze, sondern nur ein Fragment.“

Aktuellere Urteile, wie die des Unternehmens OLG Koblenz bestätigen fehlende rechtsstaatliche Ord-
nung in dem Beschluss vom 14. 02. 2017 zum Aktenzeichen 13 UF 32/17 bezüglich Zuständigkeiten
in Vormundschaftsfragen unter Punkt 58 „(…) Die rechtsstaatliche Ordnung in der Bundesrepublik17

ist in diesem Bereich  jedoch seit rund eineinhalb Jahren außer Kraft gesetzt und die illegale Einreise
ins Bundesgebiet wird momentan de facto nicht mehr strafrechtlich verfolgt.“

Fest steht, dass wir uns in unserer Gangart immer auf den erhobenen hoheitlichen Grund und Boden
deutschsprachiger Landschaften und auf die Allod-Rechte bezogen haben und nie Zugehörigkeiten
zu Firmen, Stiftungen und Vereinen, sowie handelsrechtlichen Konstrukten wie Republik, Bund oder
Freistaat  darstellten.  Wir  bauen  auf  Allod-Rechte  und  akzeptieren  handelsrechtlich  organisierte
Verwaltungen  genauso  wenig,  wie  eine  Fürstenherrschaft  auf  der  Basis  der  Lehnsrechte  auf
unserem Grund  und Boden!  Das  dürfte  aus unseren  Schriften  wie  letztlich  der  Drucksache  der
Landesherren vom achten März 2020 deutlich benannt worden sein.

Wir dürfen offen Stellung nehmen und öffentlich benennen, dass die Bundesrepublik Deutschland so
auch der über Berlin wirkende „Bund“ den Obligationenhandel2 nutzt, um Land und Leute spekulieren
zu können und sich damit entsprechend eigener Regularien, wie KStG Artikel 4 (6) Satz 2 und HGB
Artikel 5, nur als Unternehmen im Handelsrecht bewegen kann.
Und so darf die Grundlage des Obligationenhandels auch benannt werden, welche einzig im „Treu
und  Glauben“  besteht  und  handelt  und  jede  Willenserklärung  eines  Lebenden  das  wackelige
Firmenkonstrukt schon außer Kraft setzt.

In jedem Fall jedoch setzt eine Ordnung auf der Basis der erhobenen Hoheitsgebiete auch den so-
genannten „Freien Männern dieser Welt“ eine Grundlage und macht diese Lebenden sich zu Unter-

16Das Reichskonkordat 1933 bietet bis heute die Rechtsgrundlage. Alle Besatzungsländer nach 1950 haben bis über das Jahr 2000 das
Reichskonkordat durch verantwortliche Vertreter zeichnen lassen. Einzig Berlin blieb frei von der Macht des Vatikans und stellt  dem
Handel einen rechtsfreien Raum.

17Die Verwendung verschiedener Begriffe dürfte der Täuschung weiterer Firmierungen dienen, wie ja nach Wiedervereinigung auch die
NGO Germany/German/GERMANY eingesetzt wurde. Hier ist die Bundesrepublik benannt ohne dass Bundesrepublik Deutschland oder
Bund gemeint sein muß.
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tanen. So dürfte nach Einreichung der Postverträge unter den Landschaften vom 1. Juni 2017 der
Raubüberfall den Straftatbestand des Genozides erfüllen.

Wir sehen in Bezug auf die Benennung Ihrer Institution Bundespräsidialamt als Wortschöpfung und
den Teil „Amt“ eine Täuschung im Rechtsverkehr. Mit Unternehmensgründung von Städten und Ge-
meinden in den Jahren 2005-7 hat sich nach zehnjähriger Zugehörigkeit der Einwohner zu den Fir-
men eine Staatszugehörigkeit zu einer Gemeinde des Deutschen Reiches/Bundesrepublik Deutsch-
land/Bund oder sonstigen Bezeichnungen von Treuhandfirmen aufgehoben, somit dürften Sie sich
keinesfalls mehr Amt nennen dürfen.

Nun mögen Sie sich auf das Recht der Täuschung als Kriegsgebietsverwalter in Bezug auf HLKO
Artikel 2418 beziehen, welches jedoch haben Sie mit dem Ausruf des „Burgfrieden“ August 1914 im
Abgeordnetenhaus Mitten  in  Berlin19 und vor  dem Reichstag im „katholisch verwaltetem Gebiet“
keinen Zugriff auf den Grund und Boden und den dort lebenden Trägern des Indigenates mehr. Diese
Rechte wurden eingefroren und standen nicht im Kriegsgeschehen.

Uns dürften Sie keinesfalls mit Kriegslist begegnen. Das schließt auch die Diffamierung von Trägern
des Indigenates bestimmten Vertreter über die Presse mit ein. Ihnen und Ihren Unterfirmen, Freimau-
rerriegen,  Illuminaten-  und Zionistenorganisationen,  Bünde und Orden fehlt  jedes Recht  auf  den
Zugriff der benannten Lebenden und auf deren Grund und Boden.

Im Gegenteil, Sie haben sich als Handelsorganisation im Sachenrecht nicht nur an Ihre Regelwerke
wie auch an den in der UN-Charta Kapitel IX in Artikel 73-79 benannten, heiligen Auftrag und die Ver-
pflichtung der Förderung der Selbstbestimmung zu halten, sondern Sie haben sich insgesamt unter
unsere Ordnung zu stellen.

Diese Ordnung ist in dem Postvertrag unter den Landschaften erhobener Hoheitsgebiete dargestellt.
Führenden Institutionen der Treuhandorganisation wurden die Postverträge im März 2018 zugestellt.

So ist anzunehmen, dass keiner glaubt, durch Diebstahl aller Nachweise und Dokumente unsere
Rechte beschränken oder aufheben zu können.

Was auch immer Ihnen und Ihren Kollegen befohlen wird, geehrter Frank-Walter,  auf erhobenem
Grund und Boden können selbst  Befehle griechischer Götter  nicht  wirken.  Es fehlen diesen und
weiteren  Gewalten  die  Grundrechtsfähigkeit  über  Grund  und  Boden  unserer  Heimath  um Hand
gegen uns anzulegen. Deren Wirken fällt in den Rechtskreis der Sachen und Tiere.20

Uns ist nichts vorzuenthalten und wir haben über die Abwicklung und die Heilung vorangegangener
Prozesse die Bestimmungsverfügung.

So sehen wir in dem billigen Trick, auf Grund eines Verdachtes oder einer Vermutung gewalttätig zu
agieren, um mutige Rechteträger zu erschrecken, auch den versuchten Genozid bestätigt.

Denn durch die Einführung eines Parteienstaates Deutsches Reich und der, auf Parteien aufgestell-
ten Gemeinden nach 1918 ist jedes Gemeindemitglied seine Grundrechtsfähigkeit los.

So agieren seither alle Ministerien nur handelsrechtlich und damit haben diese sich der benannten
Ordnung erhobener Hoheitsgebiete und deren Landschaften zu fügen, denn ein Recht verliert seine

18Art. 24 [Kriegslisten; Nachrichtenverschaffung] Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten über den
Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind erlaubt.

19Berlin  in  den Grenzen vor  Einführung der  Parteien 1862 steht  außerhalb des  römischen Rechtes  und wird  über  Tricks wie  Haus
Dorotheenstadt oder Friedrichstadt Palast oder weiter Objekte mit Nennung vormaliger Berliner Stadtteile handelsrechtlich regiert. In
Berlin 101xx finden wir alle übergeordnete seerechtlich angelegten zentralen Konzerne welche über Filialbetriebe „bundesweit“ sich über
die Fiktion von Kriegsleitzahlen PLZ organisieren und ein Macht-komplex über den Obligationenhandel und Weltpostvertrag nutzen um
den hier eingeloggten Personen eine staatliche Verwaltung vortäuschen.

20 Siehe Institutionen des römischen Rechts von Prof. Rudolph Sohm 1891
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Wirkung nicht, nur durch den Lauf der Zeit.

Rechtlich sehen wir mit der Parteieneinführung in der Mitte von Berlin den amtlichen Status nach
1862 nicht mehr gegeben und haben diesbezüglich einen Postvertrag unter erhobenen Landschaften
abgeschlossen, der sich auf „Landesrecht“ und die darin enthaltenden Vertragsmöglichkeiten unter
Lebenden und deren Vertretern21 möglich macht. Wir sehen alle Weltpostverträge nur durch deren
Bezug auf die Postverträge vor 1862 möglich, und wir erkennen Sie mit den Treuhandverwaltungen
dort auch gebunden.

Was bedeutet, dass Horst Lorenz Seehofer in betrügerischer Absicht Drucksachen außerhalb des
Postvertrages  an  Personen  zugestellt  hat,  in  der  Hoffnung,  dass  gleichnamig  Lebende  diese
annehmen und so ihre Rechte als Menschen22 abtreten.
Wir nehmen an,  dass Sie sich an Weltpostgesetze zu halten haben, welcher die  Ehrlichkeit  des
Inhaltes gesendeter Drucksachen zur Grundlage haben.

Berlin ist widerspruchsfrei entsprechend auch aller Ihrer Tätigkeiten zugrundeliegenden Regelwerken
rechtskräftig erhoben und durch Träger des Indigenates einem bestimmten Vertreter in die Obhut
gegeben worden. Das führt dazu, dass alle Vertragswerke die in Berlin [PLZ 101xx] abgeschlossen
worden sind, nun unter der Ordnung der hoheitlichen Träger des Indigenates stehen.

Nachweislich gibt es keine Vereinsgründungsurkunde oder Satzung unserer Gemeinschaft unter der
Bundesrepublik Deutschland oder dem Vatikan, denn hierzu müssten entsprechend Canon Personen
tätig werden, die jedoch allein mit lebender Rückkehr von hoher See – Lebendbekundung – nicht
mehr  existieren.  Auch  handelt  es  sich  in  unserem  Wirken  keinesfalls  um  staatszersetzende
Prozesse, da wir der Firma Bundesrepublik Deutschland nicht angehören, denn auch hierzu sind
Personen notwendig.

Selbst Zwangsverträge können die höheren Rechte der Lebenden nicht zunichtemachen, da Sie in
Ihrem Tätigkeitsbereich die  Landesrechtliche Vorschriften zu erfüllen haben, welche Verträge unter
Lebenden23 ermöglichen. Sie hatten als Treuhandverwalter allein daraus den Lebenden Vertrags-
grundlagen anzubieten, die außerhalb des Handelswesens im Personenstatus, für Lebende abzu-
schließen  möglich  sind.  Das  sehen  wir  nicht  gewährleistet  und  sehen  uns  gezwungen Verträge
einzugehen, die für Personen geschaffen worden sind.

Da uns das Reisen nicht zu verbieten ist, uns Wasser und Nahrung zusteht oder wir auch das Recht
auf den kostenfreien Zugang auf Toiletten haben, greift das von Ihnen erstellte Vertragswerk in die
Überlebensprozesse von Lebenden und insbesondere auf lebende Heimathzugehörige ein. Ihnen ist
die Wahl auf Verträge unter Lebenden nicht gegeben, die uns rechtlich zustehen.

Wir,  die  Lebenden  beziehen  uns  willentlich  auf  hoheitliche  Rechte  auf  Grund  und  Boden
deutschsprachiger  Landschaften und wir  erheben Hoheitsgebiete und bilden Gemeinen im Allod-
Recht.

Die von uns willentlich benannten Rechte kann aus unserer Recherche weder ein Illuminaten- oder
Zionistenclub noch ein Ordensgefüge oder  Handelsunternehmen beschränken.  Es ist  in  unseren
Landschaften  ohne  unseren  ausdrücklichen  Willen,  weder  eine  ordensverfügte  Zusiedelung  von
Fremdlingen, noch eine Staatsabwicklung durch grundrechtslose, hinzugerufene Wesenheiten aus
verschiedenen Hemisphären, oder Könige und Kaiser, auch der von Preußen und dessen Ritterorden
Schwarzer Adler erlaubt. Wir untersagen jeder Fremdherrschaft Bestimmungsrechte jeglicher Form.

21Allen Treuhandverwaltungen liegt deren Tätigkeit entsprechend EG BGB Artikel 50 das Altes Landrecht zugrunde. Erster Theil; Vierter
Titel.  §  5  Alle  Sachen  und  Handlungen,  auf  welche  ein  Recht  erworben  worden,  oder  Andren  übertragen  werden  kann,  können
Gegenstände und Willenserklärungen sein.

22Erster Theil; Vierter Titel. § 13. Zur Sklaverei oder Privatgefangenschaft kann Niemand durch Willenserklärung verpflichtet sein.
23 §. 1. und §. 2., Elften Titel des Ersten Teiles „Allgemeines Landrecht“ und dem Vertragsrecht unter Lebenden. Dieses besagt, dass die

Gemeinschaft keinesfalls eine Institution von Treuhandverwaltungen ist, sondern eine Gemeinschaft von Lebenden in einem erhobenen
Hoheitsgebiet.
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:heike:werding
Botschafterin 

erhobener Landschaften
Parallelstraße eins b

Lichterfelde bei Berlin

Firma Bundespräsidialamt
Frank-Walter Steinmeier -
in der Rolle Bundespräsident
Spreeweg eins
Fax [030 1810200-1999]
10557 Berlin

Lichterfelde, den 17. April 2020

Raubüberfall des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat
[Aktenzeichen ÖS II 3- 53013/10#20 Berlin, 14. Februar 2020]

Geehrter Frank-Walter Steinmeier,
hier spreche ich Sie als Lebenden und privat haftenden Verantwortlichen1 aktueller Treuhandverwal-
tungen und deren Organe auf dem Grund und Boden deutschsprachiger Landschaften, im Auftrag
der Vertreter erhobener Hoheitsgebiete und Landschaften, an.
Hier beziehen wir uns auf Ihre Stellung Bundespräsident der firmierten Kriegsverwaltungen Bundes-
republik  Deutschland,  Bund,  Germany,  German  sowie  dieser  folgenden  Unternehmen/Stiftungen
/Orden und deren Organe2 nach 1949 übernommen und unter römisches Recht gestellt haben.3

In der Rückholung der Selbstbestimmungsrechte achten in unserem Wirken auch die, Ihrer Tätigkeit
zugrundeliegenden  Regelwerke,  wie  UN-Charta,  Europäische  Kommunal  Charta,  Landesverfas-
sungen der Besatzungsgebiete, sowie dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland.4

Wir, die lebenden Träger des Indigenates stehen außerhalb der, von benannten Institutionen fiktiv ge-
schaffenen, Kriegsbiete aufteilenden, Postleitzahlen auf dem Grund und Boden tatsächlicher, erho-
bener, naturstaatlicher Hoheitsgebiete.
 
Benannte Lebende sind am 19. März 2020 von der Organisation Verfassungsschutz unter Anordnung
von Horst Lorenz Seehofer mit dem Aktenzeichen [ÖS II 3- 53013/10#20 Berlin, 14. Februar 2020]
überfallen und beraubt worden. Dabei wurden Hoheitsgebiete gegen den Willen der Lebenden betre-
ten und die privaten Wohnstätten aufgebrochen, geplündert und zerstört. Es wurde in unsere private
Häuslichkeit  ohne  Einladung  und  Akzeptanz  gewalttätig  eingedrungen  und  unsere  Privatsphäre
schwer verletzt.

1 Nachfolgend der Stellung des sogenannten Kaisers, ist mit Bundesgesetzblatt 49 aus 1950 der Bundespräsident verantwortlicher An-
sprechpartner entsprechend der Verfassung des Deutschen Reiches Artikel 50 „Dem Kaiser gehört die obere Leitung der Post- und Tele-
graphenverwaltung an. Die von ihm bestellten Behörden haben die Pflicht und das Reht, dafür zu sorgen, daß Einheit in der Organisa-
tion der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, sowie in der Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird.“

2 Treuhandorgane in Form von Stiftungen, Vereinen und die im amerikanischen Unternehmensregister DUN&BRADSTREET Stiftungs-
aufbau wie die 1949 gegründete Studienstiftung des deutschen Volkes e.V. VR2033 BONN, Abgeordnetenhaus von Berlin, D-U-N-S®
No. 342638140, Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU) D-U-N-S® No. 340740229, Studienstiftung des Abgeordneten-
hauses von Berlin,  D-U-N-S® No. 315059350, (Stiftung Topographie des Terrors), BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, Unterneh-
mensteil  Embassy  of  The Federal  (Botschaft  von Des  Bundes)  D-U-N-S® No.  087688446,  … BUND,  D-U-N-S® No.  340712019,
340950311, 340712965, ...BUND, Frankreich, Handelsregisternummer 533642633, Bund GmbH D-U-N-S® No. 341549225, ... deren
globale Privatgerichtsbarkeit über IACA unter dem Internationalen Gerichtshof Het Internationale Gerechtshof - International Court of
Justice, Unternehmensteil International Court of Justice, D-U-N-S® Nummer 415783836, … Weitere Stiftungen und Unternehmen sind
im LEI Register gelistet.  Hier  z.  B. Bundesrepublik Deutschland  LEI:  529900AQBND3S6YJLY83,  Germany,  Frankfurt  am Main, c/o
Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH, Olof-Palme-Straße 35, 60439,  Stiftung Brandenburg,  LEI: 391200BAKJDDQ1O
PFB55 Germany, Fürstenwalde (Spree), Parkallee 14, 15517, ...

3 Siehe Deutscher Richterbund – German Law oder Law in Germany – hier benannt BGB, HGB, GmbH Gesetz, Gesetz gegen den
unlauteren Wettbewerb,  Aktiengesetz.  Eintrag  im amerikanischen Unternehmensregister  DUN&BRADSTREET der  Firma  Deutscher
Richterbund - Bund der Richter und Staatsanwälte- Landesverband Berlin, Unternehmensteil Deutscher Richterbund - Landesverband
Berlin e. V. D-U-N-S® Nummer 314619355

4  Hier sind insbesondere Artikel 28, 123, 146 und weitere zu benennen.
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Büro der 
Schweizerische Eidgenossenschaft 
und Organe des Post- sowie Weltpostvertrages 
Bishar Abdirahman Hussein, 
in der Rolle Präsident 
Weltpoststrasse vier 
3000 BERNE fünfzehn 

SWITZERLAND 
 Mitten in Berlin, den 26. März 20201 

Erinnerung an die Einhaltung von Verträgen in den deutschen Landschaften. 

Geehrter Bishar Abdirahman Hussein, 
hiermit spreche ich Sie in Ihrer Rolle Präsident des Weltpostvereines an. In Bezug auf die allen 
Weltpostverträgen zugrunde liegenden Postverträgen vor 1862 unter den 
deutschsprachigen Vereinen und aufgrund der Postverträge hoheitlicher Landschaften der 
----- *, schreibe ich Sie in der deutschen Sprache an.

Wir bitten Sie die angelegte Anfrage an den Hauptverantwortlichen der Firma BMI weiterzuleiten 
an die zuständigen Stellen. Zusätzlich bitten wir Sie, das anliegende Duplikat der Drucksache an 
den Bundesminister Horst Lorenz Seehofer dem Inhaber und der Inhaberfamilie des 
Weltpostvereins weiterzureichen, mit der Erinnerung an die Einhaltung der Verträge und Pflichten. 

Wir beziehen uns auf gültige Verträge im Rechtskreis der Menschen auf Grund und Boden in den 
deutschsprachigen Landschaften, welche wir letztmalig in den abgeschlossenen Postverträgen 
vor 18622 durch die Zeichnung von Berliner Beamten sehen. Wir erkennen diese Verträge bis zur 
Einreichung unserer Verträge unter den Landesvertretern erhobener Hoheitsgebiete als rechtlich 
gültig an, weil sich alle weiteren Weltpostverträge auf die Rechtsgrundlage benannter 
Postverträge beziehen.3 Es ist anzunehmen, dass wir in unserer Stellung der Eigenthümer an 
Grund und Boden als einzig Bestimmungsberechtigte der Weltpostverträge wirken. 

Wir sehen diese Verträge als, auf Grund und Boden selbstbestimmter Inwohner entstandenen 
Verträge, welche durch deren zeichnungsbestimmte Vertreter wirksam wurden, als eine gelun-
gene Verbindung zwischen dem Privatgrund tatsächlicher, eigenthumsberechtigter Berliner 
Träger des Indigenates und den bis heute durch Treuhandverwalter über Radiofunkstaatsverträge 
handelsrechtlich organisierten öffentlichen Wege, auch Zollwege oder Bundesstraßen benannt. 

1 Jede Verwendung des Gregorianischen Kalenders aufgrund der Allgemeinverständlichkeit ohne Anerkennung des Rechtskreises.
2 Ausschnitt aus dem Postvertrag unter den Landesherren der deutschsprachigen Landschaften vom 1. Juni 2017 bis letztmalig vom 18. Dezember 2018, S. 14: 
Rechtlich grundlegend ist auch das seit 1862 über Parteien verwaltete Berliner Abgeordnetenhaus. Damals verloren die Bürger ihre Mitbestimmung, denn Parteien 
sind Vereine und damit sind sie nicht mehr grundrechtsfähig, also nicht berechtigt, Gesetze oder Verfassungen zu erlassen oder über Grund und Boden zu verfügen. 
Parteien und Vereine bieten jedoch Einflussreichen die Herrschaft auf der Basis des Seerechtes. Noch bis 1861 war die Städteordnung 1808 in Berlin – Mitte gültig.
3 In Berlin wurde am 6. April 1850 zwischen Österreich und Preußen der 'Deutsch-Österreichische Postvereinsvertrag' abgeschlossen. Als dessen wesentliche 
Bestimmungen traten am 1. Juli 1850 in Kraft: Behandlung des Gebietes der Vereinsmitglieder als einheitliches Postgebiet. Später, in dem 'Vertrag betreffend die 
Gründung eines allgemeinen Postvereins vom 9. Oktober 1874' ist in Artikel 1 zu finden: 'Die an gegenwärtigem Vertrage teilnehmenden Länder bilden, für den 
gegenseitigen Austausch der Korrespondenzen zwischen ihren Postanstalten, ein einziges Postgebiet, welches den Namen 'Allgemeiner Postverein' erhält.' Weiter 
dann im Vertrag 1969 in 'Kapitel II Artikel 25 unter 4.' Wenn ein Land die Satzung nicht ratifiziert oder die von ihm unterzeichneten anderen Verträge nicht genehmigt, 
bleiben die Satzung und die anderen Verträge gleichwohl für die Länder verbindlich, die sie ratifiziert oder genehmigt haben.' UNOP HANDBUCH 79, Hans Paikert 
Die UPU-Studie.
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Ein Regelwerk der öffentlichen Hand und des Privateigenthums betrifft auch den gesamten Zug-, 
Schiffs- und Flugverkehr und den Bereich der telegraphischen Verbindungen von Funk- bis 
Telefonwellen und Signalen. 

Der Begriff des Grund und Bodens unter Allod-Recht umfasst alle Rechte der Selbstbestimmung 
bis hoch in die Hemisphäre und tief in den Mittelpunkt der Erde. Dieses Recht unter Bestimmung 
jeweiliger heimathberechtigter Träger des Indigenates wird in den erhobenen Gemeinen deren 
bestimmten Vertretern übertragen und steht im Menschenrecht. 

Nun erkennen Sie aus der anliegenden Schrift, dass Verantwortliche eines Vereinsmitgliedes uns 
gegenüber Verbote ausspricht. Wir sehen dies als grobe Verletzung der Postverträge und bitten 
Sie um die Einhaltung der Postverträge unter den Landschaften der ----- * vom 1. Juni 2017 und 
dem diesem folgenden Postverträge. Die Indigenen sehen sich im höchsten Bestimmungsrecht 
des Indigenates in ihren Heimathländern. 

Zu beachten wäre, dass die Rechte der Menschen über allen Rechtskreisen des Handels, der 
Sachen und Tiere steht. Das römische Recht wirkt nur im Sachenrecht. Dieses Recht wird von 
Kriegsgebiets verwaltenden Treuhandorganen und Mitglieder der UN bedient.  

Entsprechend der ebenfalls anliegenden Drucksache vom 8. März 2020 an 

Frank Walter Steinmeier  
in der Rolle Bundespräsident der Firma Bundesrepublik Deutschland4 

und der anliegenden öffentlichen Anfrage bezüglich der Raubüberfälle vom 19. März 2020 an 

Horst Lorenz Seehofer 
in dessen Rolle Hauptverantwortlicher der Firma Bundesministerium des Innern 

erinnern wir an die Einhaltung der eingereichten Verträge auf Grund und Boden erhobener 
Hoheitsgebiete der Vertreter der Landschaften der ----- *.

Mit freundlichen Grüßen 

:heike:werding 

Botschafterin der Träger des Indigenates 
erhobenen Hoheitsgebiete 

in den deutschsprachigen Landen 

Anlagen 
Drucksache an Horst Lorenz Seehofer 
Drucksache an Frank Walter Steinmeier5 

4 Bundesrepublik Deutschland, Unternehmensteil Deutscher Bundestag D-U-N-S® Nummer 341611478; Bundesrepublik Deutschland, LEI: 529900AQBND3S6 
YJLY83; Germany, Frankfurt am Main, c/o Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH, Olof-Palme-Straße 35, 60439.
5 Diese Drucksache ist an insgesamt über 170 Stellen gereicht, welche Adelsverbände, Adelsfamilien, Deutsche Statthalterei, Kommissariat der deutschen Bischöfe-
Prälat sowie sechs Botschaften, der Bundespräsident, die Bundeskanzlerin und den Berliner Senat wären.





:heike:werding 

Botschafterin der Indigenen 
erhobener Hoheitsgebiete 

in den deutschen Landschaften 

Firma Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat 
Horst Lorenz Seehofer 
- in der Rolle Bundesinnenminister

Alt-Moabit 140

10557 Berlin 
Mitten in Berlin, den 26. März 20201 

Öffentliche Anfrage in Bezug auf Raubüberfälle im Auftrag der Firma ʹBMIʹ. 

Geehrter Horst Lorenz Seehofer, 
hiermit spreche ich Dich, Horst Lorenz, als Lebenden2 und die gleichnamigen Personen auch der, 
in der Rolle Bundesminister und Hauptverantwortlicher der Firma Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat3 an. 

Wir sehen uns dem lebenden horst lorenz gegenüber in rechtsgültiger Kommunikation außerhalb 
des Sachenrechtes und sprechen Dich aus diesem Grund hier privat an. 

Anzunehmen ist, dass Dir wesentliche Grundlagen, der von uns zugestellten Drucksachen und 
meiner privaten Briefe, bekannt sind und ich setze voraus, dass die Inhalte von Dir erfasst und 
begriffen wurden. 

Anzunehmen ist auch, dass Dir als ehemaliger, besoldeter Amtsbote die Gesetzmäßigkeit 
des Weltpostvereins bekannt sind. Die Landesherren der erhobenen Hoheitsgebiete 

haben nachweislich am 1. Juni 2017 in Bern beim Büro des Weltpostvereins einen Vertrag 
eingereicht. Dieser wurde angenommen und damit die Verpflichtung diesen an alle weiteren 192 
Mitglieder des Weltpostvereins weiter zu reichen.  
Danach wurde am 18. Dezember 2017 (Anlage 1), am 31. März 2018 (Anlage 2) und am 
18. Dezember 2018 (Anlage 3) weitere Postverträge der Landesherren der ----- * eingereicht. 
In meiner vertretenden Stellung habe ich zeitgleich dem Präsidenten des Weltpostvereins, 
Bishar Abdirahman Hussein, diese und weitere Drucksachen zugestellt, mit der Bitte um 
Einhaltung der Postverträge. Wir sehen Dein Vorgehen und Deine Verbote uns gegenüber als 
Rechtsbruch.4

Von Beginn an, sind diese Verträge im Büro des Weltpostvereins, jeweils der Poststelle des 
Staatsarchives in Berlin und den relevanten Institutionen der Treuhand Bundesrepublik Deutsch-
land/Bund zugestellt worden. Diese haben die Verträge angenommen und nie Zweifel oder 
Widerspruch bekundet. Du weißt die sich daraus ergebenden Rechtmäßigkeit zu beurteilen. 

1 Jede Verwendung des Gregorianischen Kalenders aufgrund der Allgemeinverständlichkeit ohne Anerkennung des Rechtskreises. 
2 Diskrete Informationen nach sind alle Bundestagsabgeordneten in das Buch der Lebenden in Berlin eingetragen. 
3 Die Firma Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ist als Unternehmen mit Unternehmensteil BMI im amerikanischen Unternehmensregister 
DUN&BRADSTREET mit der D-U-N-S Nummer 507111040 eingetragen. Als Verantwortlicher ist Horst Seehofer vermerkt. Hier sind weitere acht namensgleiche Firmen 
mit unterschiedlichen Standorten zu finden. Weitere Unternehmenslisten stellen auch in den USA Firmierungen von Filialen des Bundesinnenministeriums dar. 
4 Wir haben mit den Postverträgen unter den erhobenen Landschaften Tatsachen geschaffen. Damit sind Akte auf Vermutungen und Treu und Glauben aufzuheben. 
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Des Weiteren kann ich aus Deinem Lebenslauf entnehmen, dass Du als Verwaltungs-
inspektor das Obligationenrecht kennst und weißt, dass alle über das LEI-Register 

eingetragene Spekulanten keine amtlichen Tätigkeiten ausführen dürfen. Auch deren Körper – 
das Stiftungswesen – ist ein Unternehmen und mit dem Aktienmarkt verhaftet. Dir ist in den 
katholischen Universitäten sicherlich eingetrichtert worden, dass die, über Stiftungen geführten 
Gemeinden, nie auf Grund und Boden standen oder stehen, sondern als, in die Orte auf 
Trockendock gezogene als Schiffe Stellung beziehen.  
Dir ist bekannt, dass alle Obligationen im Sachenrecht operieren und sich auf Treu und Glauben 
berufen und zudem dem freien Willen bedürfen. Jede Obligation hat in zwei Personen erstellt zu 
werden. Die Obligation Werding, Heike und die Obligation HEIKE WERDING sind anzunehmen 
nach 1990 an die Firma Germany verkauft worden und seitdem entsprechend DIN-Format 5008 
mit der Anrede Frau Heike Werding und Frau Werding gehandelt wird. So stelle ich mir den 
Warenwechsel vom Treuhänder Bundesrepublik Deutschland in die Firma Germany/Bund oder in 
diesen folgenden Unternehmen bis heute vor. 

Wenn Du für den BUND/Bund unsere Rechner, Datenträger, Informationsmaterial, 
Urkunden und Vermögen eingezogen hast, hast Du das für die NABU/Nabu oder die 

Stiftung Topographie des Terrors oder den Verein EU getan? Oder geht das Ganze in die 
Stiftungen/Unternehmen/Vereine Parteien? Wir brauchen nicht weiter zu fragen, denn wir wissen, 
dass Dir als ehemaliger Geschäftsführer der Stiftung/Firma Bayern Informationen zu Grunde 
liegen, die Deine Besoldung bestätigen und offenbaren, dass Dir in Deiner Handhabe uns 
gegenüber, die Rechte an Grund und Boden fehlen. 

Die Öffentlichkeit, wie auch ich schätzen Deine gelegentlich geäußerten ehrlichen Bekundungen, 
wie die: „Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt werden, 
haben nichts zu entscheiden.“5 

Fest steht, dass Du vor dem gewaltmäßigen Überfall und Raub vom 19. März 2020 gegen 
die Landesherren erhobener Hoheitsgebiete und gegen mich als Vertreterin der ---- * über
unsere Ziele, die Selbstbestimmung auf unserem Grund und Boden in friedlicher Gangart wieder 
zurück zu erlangen, informiert gewesen warst. Dir und allen weiteren Treuhandorganen wurde 
mehrfach der Widerspruch angeboten.  

Fest steht, das die Erzwingung zur Klage - Actio Confessoria6 - an einer Privatgerichtsbarkeit 
durch gleichnamige Bonds/Personen versucht, diese den Trägern des Indigenates gleichzustellen 
und deren höchsten Rechte an Grund und Boden zu ignorieren. 

Für Dein aggressives Vorgehen gegen uns kannst nur die Vermutung einer Vereinstätigkeit 
als Begründung vorbringen? 

Wir erheben weder Waffen noch gehen wir aggressiv vor und sind nicht „Gegen“ Dich und Deine 
Kollegen eingestellt. Wir haben erkannt, dass unsere Blauäugigkeit und Bequemlichkeit dieser 
Erde großen Schaden zugefügt haben, weil sich emotionslosere Wesenheiten einen Machtrah-
men erarbeiten konnten, welcher die Erde zerstört und deren Lebewesen in Zwangsherrschaft 
bringt. 

5 Fernsehsendung mit Erwin Pelzig vom 20. Mai 2010 
6 1. Direkta: die dingliche Klage, womit der Kläger behauptet, dass ihm eine Sercitut zuständig sey, und bittet dieselbe ihm anzuerkennen. Oder: Wenn ich mir eine 
Servitut zuschreibe für meine Person oder Sache – oder als Administrator einer fremden Sache, und nach dem Gerichtsgebrauche auch als Pachter wenn ich die 
Ausübung der Servitut mit gepachtet haben, - so stelle ich die Klage gegen den, der mir die Servitut abläugnet oder die Ausübung derselben mir hindert: dass dem 
Beklagten alle Beeinträchtigungen bey Strafe untersagt und ich für den rechtmäßigen Inhaber der Servitut erklärt werde. Nebenher auf Ersatz des durch die Turbation 
erlitten Schadens aller Processkosten.(…) Juristisches Handwörterbuch, für Rechts – Candidaten vorzüglich als Vorbereitungs – Mittel zum Examen, und für Nicht-
Juristen gebildeter Stände. Heinrich Hevelke 1804 
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Denn wenn ein Schiedsrichter sich an den Spielfeldrand legt und seinen Bauch in die Sonne hält, 
ist er trotzdem verantwortlich für den Spielverlauf. 

Wir erkennen, dass wir als Indigene unserer Verantwortung als Hüter dieser Erde nicht gerecht 
geworden sind und beenden mit unserem Tun nun die Kriegstreiberei niederer Rechtskreise.  
Dazu achten und beziehen wir uns auch auf die, Deiner Tätigkeit hinterliegenden Regelwerke, 
ohne Sie als unsere anzuerkennen. Uns ist das möglich, da alle Kriegsregularien eine Tür zur 
Selbstbestimmung der Indigenen offenlassen. Die UN-Charta, die Europäische Kommunalord-
nung, die Landesgesetze und die Besatzungsordnung für die Treuhand Bundesrepublik 
Deutschland enthalten das Recht der Selbstbestimmung.  
Im römischen Militärrecht und den sich daraus entwickelten Gemeindeordnungen oder 
Landgemeindeordnungen hatte ein Freier immer das Recht seine Wohnstätte als „An der frischen 
Luft“ oder „Stadtluft macht frei“ zu wählen. Damit brauchte er sich nicht dem Militärgefüge 
Gemeinde zustellen.  
Ein Gutshof oder Eigentümer von Grund und Boden, der sich nicht in die Hypotheken-bücher der 
Kriegsverwalter stellen wollte, konnte sich alle drei Jahre unter Allod-Recht stellen oder jedes Jahr 
das „Sonnenlehen“ ausrufen und sich damit außerhalb des Lehnsrechtes platzieren. Hoheitliche 
Rechte gelten für grundrechtsfähige Lebende mit Heimathrecht, die sich auf ihrem Grund und 
Boden eine eigene Ordnung bestimmt haben. Dabei reicht es entsprechend der 
Verwaltungsordnungen vor 1914 völlig aus, wenn ein einzelner Rechteträger oder der bestimmte 
Vorsteher den Grund und Boden namentlich erheben. In diesem Prozess für die Gemeinschaft 
steht er unter höchster Immunität.  
Entgegen des Vereinsrechtes der Kriegsverwalter haben sich benannte Rechteträger keinesfalls 
an die Bildung von Korporationen oder Glaubensgemeinden entsprechend der Modelle in der 
Preußenherrschaft, der Jesuiten oder weiterer Orden zu halten. 

Du als Vertreter der Kriegsgebietsverwalter wirst letztlich aus unserer Schrift vom achten 
März 2020 wissen, dass das dreiteilige Grundbuch7 auf Veröffentlichungspatente beruht, 

wie das Grundbuchpatent vom 1. September 1765 und kein Eigenthum nachweisen kann. 

Den von Dir verwalteten Personen/Sachen entbehrt es eh an der Grundrechtsfähigkeit. Auch den 
freien Männer Berlins fehlt mit dem Recht an Grund und Boden die zu Eigenthum notwendige 
Grundrechtsfähigkeit. Tatsächliches Eigenthum an Grund und Boden existiert nur außerhalb des 
römischen Rechtes. 

Die Privatgerichtsbarkeit unter römischem Recht behandelt nur Sachen/Personen und ist in ihrer 
Minderwertigkeit nicht im Stande, Moral und Sitte zu erfassen, weil ihm dazu die Notwendige 
Grundlage fehlt. Die Gerichte der firmierten Treuhandverwaltungen grundsätzlich berufen sich auf 
deren Gerichtsbarkeit unter Vereinsrecht des Internationalen Gerichtshofes. 

Die Grundlage der höher rechtlichen Ordnung ist jedoch eng verbunden mit der Moral der 
Inbegriff der Sittlichkeitsnormen. Moral bedarf einem menschlichen Gewissen welches 

das innere Verhalten bestimmt. Die Sitte bestimmt das Verhalten empathischer Wesen 
untereinander und ist wie die Moral nicht erzwingbar. 

Treu und Glauben als Grundlage des Obligationsrechtes, lösen sich auf, wenn Tatsachen ge-
schaffen und proklamiert worden sind. Macht- und Gewalthoheit verlieren so ihre Rechtsfähigkeit. 

7Siehe Die Grundbuch-Verwaltung. Ein Hülfsbuch für die Besorgung der Grundbuchs-Geschäfte beauftragte Beamten, (...) aus 1846: 1. Dienst- oder Grundbuch, 2. 
Gewährbuch und 3. besondere Satzbuch. 
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Als unsittlich ist zu sehen, dass Du allen Beteiligten Nachweise, Originaldokumente und Sende- 
bestätigungen raubst um die höherrechtlichen Indigenen in Deinen minderwertigen Rechtskreis 
zu zwingen. 

Unrechtlich ist in jedem Fall, auch nach Deinem Regelapparat, Hoheitsgebiete, unter Allod 
Recht stehenden Grund und Boden8 gegen den Willen der Indigenen9 zu betreten, diese 

zu überfallen, zu verletzen, deren Gemeinebücher und Dokumente zu rauben und Papiere mit 
Zwangsangeboten für Personen liegen zu lassen. Gegen alle Regeln des Postvertrages wird hier 
versucht den Überfallenen ihr Handeln unmöglich zu machen. Diffamierende Begriffe im Kontext 
der Raubüberfälle von Presseorganen angewandt, wie 'Braune Soße', 'Rechtsradikal', 'Reichs-
bürger' oder 'Gewaltbereit', wären für derzeitige Gewaltherrschaften besser angebracht. 

Wie Dir, als Heimatspezialist10 bekannt sein dürfte, beziehen sich die Kriegsverwaltungsrechte nie 
auf Grund und Boden, sondern auf die Verwaltung von Kriegsgebieten. Wenn die Indigenen nun 
aus sittlichen Belangen entscheiden, dem Gewohnheitsrecht Rechnung tragend, Begriffe zu 
verwenden, die ursprünglich aus der Kriegsverwaltung stammen, wie Bürgermeister oder 
Magistrat, dann steht es auch Dir nicht zu, diese Bestimmung für unrechtlich oder ungültig zu 
erklären. 

Grundsätzlich geht das Recht der Menschen vor! Alle Dokumente von 
Lebendbekundungen der Überfallenen sind angenommen worden – selbst von den 

Behörden der Treuhand Bundesrepublik Deutschland. Die Erhebung von Hoheitsgebieten kann 
danach nicht mehr in den Rechtskreis der Tiere gequetscht werden. 

Die Verantwortlichen erhobener Hoheitsgebiete jedoch haben Dir und Deinen Genossen über 
sechstausend Briefe zugestellt, in denen wir uns auch auf die, Deiner Tätigkeit zugrunde 
liegenden Regelwerke, wie die Besatzungsordnung Grundgesetz Artikel 28, 123, 146, den 
Landesverfassungen der besetzten Bundesländer, der Kommunal Charta des Vereins EU, der UN 
Charta hier insbesondere Kapitel XI Artikel 73-79 und den Einführungsgesetzen des BGB wie Art. 
1, 50 und insgesamt den allem vorgehenden Landesrechtlichen Vorschriften Bezug genommen 
haben. Alle Drucksachen sind mit eckigen Klammern/four corner rule versehene Postleitzahlen 
versandt worden.  
Damit fand in unserer Kommunikation keine Zustimmung und Vertragsbindung über Nutzungsein-
willigungen der fünfstelligen Postleitzahlen hinterlegten Verträge statt.  
Die Anwendung dieser dürften den, am Postverkehr teilnehmenden Vertragspartner mit Nutzung 
der PLZ das Einverständnis abnehmen, dass diese als Sklave des Systems willig sind, die Kriegs-
schulden und Zinsen zu tragen.11 

Wir haben uns weder dem Obligationshändler Bundesrepublik Deutschland/Bund noch 
deren Handelsbünde zugehörig gestellt, sondern explizit mit Erhebung der 

Hoheitsgebiete unsere Menschenrechte auf der Grundlage ʹGermanischer Erstbesiedelungʹ mit 
Aktivierung allodialer Rechte auf Grund und Boden gesichert. 

Auf all unseren Drucksachen haben wir nie eine Anfrage, eine Bitte um Richtigstellung unserer 
Vermutungen, eine Reaktion auf Einspruchs- oder Widerspruchsfristen oder Rückmeldungen  

8 Nachweislich unter Zeugen und Gemeinezugehörigen wurde das Sonnenlehen ausgesprochen, welche unter allodialem Recht der Erstbesiedelung stehen. Dieser 
Prozeß wurde bereits in Harlinghausen, Hohenwestedt, Mainburg, Salzstetten, Stegitz und Dresden vollzogen. 
9 Wir verwenden hier den Begriff Indigene für Lebende, die sich ihrer Zusammengehörigkeit bewusst auf ihrem Grund und Boden eine Ordnung bestimmt haben. Der 
Begriff Mann und Mensch oder auch Jedermann oder Freier sind in das militärische Rechtssystem eingebaut und ihm fallen zwei Bedeutungen zu die konträr gegen-
überstehen. 
10 Hier verwende ich Heimat in aktueller Schreibnorm, da diesem Begriff die Hinterlegung an Grund- und Bodenrechten fehlt.
11 Bündnisse sind Staatsverträge, welche gegenseitige fortwährende Leistungen zum Gegenstand haben. 
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allgemein erhalten. Selbst auf private Briefe hast Du mir keine Antwort gegeben. 

Wir erkennen auf der Homepage des Deutschen Richterbundes das Law Made in Germany als 
römisches Recht, welches Dir und Deinem Team in Form des BGB, HGB, GmbH Gesetz, das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb und das Aktiengesetz. Weiter dürfte für alle 
Treuhandverwaltungen und deren Organe sowie den Mitgliedern der UN der Weltpostvertrag 
gültig sein. Auch dieser basiert auf römischem Recht. 

Das römische Recht gilt jedoch nur für Bürger in Rom selbst. Außerhalb gilt es als privates Recht 
im Sachenrecht. Im römischen Recht kennen wir als privates Recht die mancipation (Kaufvertrag) 
und das nexum (Darlehn). 

Wie Du sicher weißt, sind alle Institutionen der Treuhandverwaltung Bundesrepublik 
Deutschland von Grund auf wirtschaftlich in Stiftungen und Orden organisiert und firmiert. 

Dies ist umfangreich dargestellt in dem amerikanischen Unternehmensregister DUN&BRAD-
STREET und in dem LEI – Register in dem Obligationshändler gelistet sind. 

Es besteht entsprechend HGB § 5 'Ist eine Firma im Handelsregister eingetragen, so kann 
gegenüber demjenigen, welcher sich auf die Eintragung beruft, nicht geltend gemacht werden, 
daß das unter der Firma betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe sei.' 
§ 17 '(1) Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er seine Geschäfte betreibt und die
Unterschrift abgibt. '
Einführungsgesetze BGB Art. 10 Name '(1) Der Name einer Person unterliegt dem Recht des
Staates, dem die Person angehört.'

Was erklärt, dass auch Vereine, Stiftungen/Orden, Unternehmen dem Treuhandsystem Bundes-
republik Deutschland/Bund unterstellt sind. Hierzu gehören auch die, im Auftrag des Vereins EU 
veranlassten, seit 2005 firmierten Gemeinden und Städten. 

Die Erhebung unserer Gemeinen ist jedoch weder mit den Korporationen/Vereinen gleichzu-
setzen, die Preußen für seine Verwaltung benötigte, noch mit Firmen der Bundesrepublik 
Deutschland im fünfstelligen Postleitzahlenbereich. Zudem haben wir uns deutlich von dem 
Stiftungswesen der Glaubensgemeinden abgehoben und fordern bei Erhebung von Gemeinen 
den Austritt aus allen mosaischen Glaubensformaten und den Gemeinden. 

So stellt sich die Frage wie Du annehmen kannst, dass erhobene Hoheitsgebiete, die sich 
auf einem naturstaatlichen Fundament zusammenfinden und darüber einen Vertrag 

vereinbaren, unter einer Firma Bundesrepublik Deutschland stehen? Das wäre ja so, als wenn 
ein Kindergartenkind einem Bäcker verbietet Brötchen zu backen. 

Selbst in dem Deiner Tätigkeit zugrunde liegenden Rechten gehen die Landesrechtlichen 
Vorschriften vor. Jedem Deiner neuen Bürger stehen die Landesrechte des Herkunftslandes zu 
und gehen dem minderwertigen, auf Handelsrecht erstellten Staatsfragment Bundesrepublik 
Deutschland/Bund, vor. 

Eben weil keine höheren oder hoheitlichen Rechte an Grund und Boden Dir und Deinen Kollegen 
zur Seite stehen. 

Entsprechend den, diesen Unternehmen hinterliegenden, als Gesetze benannten Verträge, ist 
nach Körperschaftssteuergesetz (KStG) § 4 unmöglich, dass es sich um hoheitliche Institutionen 
handelt. KStG § 4; Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
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(5) 1 Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören nicht Betriebe, die überwiegend der Ausübung
der öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetriebe). 2 Für die Annahme eines Hoheitsbetriebs
reichen Zwangs- oder Monopolrechte nicht aus. (6) 2 Ein Betrieb gewerblicher Art kann nicht mit
einem Hoheitsbetrieb zusammengefasst werden.

Schon aus der Grundsatzrede der Gründung der Bundesrepublik wird deutlich, dass kein Staat, 
sondern nur ein wirtschaftlich agierendes Staatsfragment zu errichten war. Aus diesem Grund 
wurden die Organe des Deutschen Reiches umbenannt12 und weder der Fürstenbund Deutsches 
Reich noch das, diesem folgende Treuhandunternehmen sind und waren berechtigt auf Grund 
und Boden gültige Gesetze zu erlassen. Denn aus einem VW wird durch einen aufgeklebten 
Mercedesstern kein Mercedes. 

Anzunehmen ist, dass Du und Dein Team eng mit dem Landeskriminalamt Brandenburgs zu-
sammen arbeitest. Auch deshalb, weil es sich bei den, in unserem Prozeß beteiligten Firmen im 
Stiftungswesen letztlich um nur sehr wenige Geschäftsherren handelt, die in ihren Ordensver-
bänden, Adelsriegen und Freimaurerclubs im stetigen Austausch stehen. 

Des Weiteren nehmen wir nach Durchsicht der liegengelassenen Pamphlete an namensgleiche 
Personen an, dass das gesamte enteignende Vorgehen in Verbindung mit der, unter HLKO13 
stehenden involvierten Presseorganen, eine Hetzpresse bewirken sollte, die friedliche 
Heimathverantwortliche ins Abseits stellt. Das dürfte ein wichtiger Schritt sein, um der 
Bevölkerung die Rechte an Selbstbestimmung zu entziehen. Nach bereits umfangreich 
durchgeführten Erhebungen von Hoheitsgebieten und gültigen Postverträgen, dürfte es sich in 
diesem Vorgehen um Treuhandbetrug und Menschenrechtsverletzungen handeln. 

Nun sehen wir Dein Vorgehen gegen namensgleiche fiktiv geschaffene Personen in 
folgenden Punkten als erklärungsbedürftig und wir bitten Dich und Dein Team aufgrund 

der beschränkten Möglichkeit hierzu öffentlich Stellung zu beziehen und uns zu erklären, wie Du 
Dich auf ein Strafrecht14 uns gegenüber beziehen kannst, welches unter römischem Recht als 
Patent vom 9. September 1785 aufgestellt worden ist und seit 1950 mit Wegfall des §14 und § 15 
GVG rein privat auf handelsrechtlicher Grundlage angewandt wird? 

Das Ordensgebiet 'Deutschland' ist wohl dem Türkisch Osmanische Orden in die Verwaltung15 
gegeben worden – aufgrund des großen Dankes,16 als Militär jüdischer Orden das Osmanische 
Reich erobert zu haben.  
Als Träger der Ohel-Jakob-Medaille in Gold ist vorauszusetzen, dass Dir bekannt ist, dass der 
Vatikan namentlich mindestens fünfmal in Unternehmensregistern eingetragen ist und somit 
entsprechend aller seiner Institutionen handelsrechtlich tätig und als solches nur als Unternehmen 
zu erkennen ist. Der 'Heiliger Stuhl' ist eine Sache, auch wenn dieser die Rückkehr der Götter 
erwartet. Eine Sache kann nur Sachenrechte unter sich stellen. 

Selbst nach Studium der jesuitischen Schriften ist erkennbar, dass den Ordensbrüdern bekannt 
ist, dass diese im Falle der Benennung der Rechte an Grund und Boden, ihnen jede Handhabe  

12 Bundesgesetzblatt BGBl. 49 aus 1950 Art. 2 - 4 Gesetz über die Errichtung und Aufgaben des Bundesrechnungshofes vom 27. November 1950; § 3 Bei der 
Anwendung der in § 2 bezeichneten Vorschriften treten an die Stelle a) des Reiches die Bundesrepublik Deutschland, ... 
13 Haager Landkriegsordnung wie zum Beispiel die von 1907, Art. 53 Art. 53 [(…) Alle Mittel, die zu Lande, zu Wasser und in der Luft zur Weitergabe von Nachrichten 
und zur Beförderung von Personen oder Sachen dienen, mit Ausnahme der durch das Seerecht geregelten Fälle, sowie die Waffenniederlagen und überhaupt jede Art 
von Kriegsvorräten können, selbst wenn sie Privatpersonen gehören, mit Beschlag belegt werden. Beim Friedensschlusse müssen sie aber zurückgegeben und die 
Entschädigungen geregelt werden. 
14 Strafrecht: Gesamtheit der Rechtsnormen, die bestimmte, für das gesellschaftliche Zusammenleben als schädlich angesehene Handlungen unter Strafrecht stellen 
und die Höhe der jeweiligen Strafe bestimmen Zivilrecht: Gesamtheit der Rechtsnormen zur Regelung der Vermögensverhältnisse und der persönlichen Beziehungen 
der Bürger untereinander. 
15 Maltavertrag 2014  
16 Entnommen aus den jüdischen Jahresbüchern insbesondere nach dem ersten Weltkrieg. 
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fehlt und sie sich gegenüber den tatsächlichen Rechteträgern zurück zu nehmen haben. 

Nun erkennen wir Dich als Vertreter verschiedener Orden und weisen darauf hin, dass wir 
aus unserer Kenntnis alles getan haben um auch den 'Stier' unter unsere Obhut zu stellen. 

Aus diesem Grund haben wir über den Weltpostverein eine Währung proklamiert, die einen 
wunderbar friedlichen Wechsel vollbringt, indem die erhobenen Ämter mit Einführung unserer 
Währung 'Landmark' den, über die Jahresressource ermittelten Wert der Gemeinde, in eine Wert 
gedeckte Währung überführt und einen Neubeginn mit wertiger Währung darstellt. Wir haben 
damit allen Seiten eine Alternative angeboten, die ebenfalls frei von Widersprüchen, auch von 
Deiner Seite blieb. 

So ist der Raub der Finanzmittel Gold und Euro nicht nur als erhebliche Verletzung der Immunität 
der Vertreter erhobener Hoheitsgebiete zu sehen. So ist bei unseren Vorleistungen an öffentlicher 
Information der Einzug von Vereinsvermögen unentschuldbar. Erstens weil zwei Wochen nach 
dem Einreichen des Postvertrages, die nicht ins Kriegsgeschehen involvierten Gemeinen auf 
Grund und Boden wieder als erhoben gelten. Spätestens also am 14. Juni 2017 war das Hab und 
Gut aus der Kriegsverwaltung an die Indigenen und deren Vertreter zurück zu reichen gewesen.  
In keinem Falle steht es Dir und weiteren Wesenheiten, selbst nach deren Regelwerk HLKO (hier 
insbesondere Artikel 45-47 und 53), zu, uns Werte abzuschöpfen. 

Den Indigenen ist eine Anteilnahme am Gemeinschaftsgeschehen nicht zu verwehren, da die 
Treuhandverwaltung außerhalb der, im August eingefrorenen Rechte der Indigenen stehen.  
Für den friedlichen Wandel haben beide Seiten Kompromisse einzugehen – jedoch gelten die 
Bestimmung der höchsten Rechtskreise sofort. 
Höheren Rechteträgern hätte nach Einreichung der Postverträge und nach Proklamation 
Erhobener Gemeinen eine Vertragsbasis als Indigene im internationalen Kommerz geöffnet 
werden müssen. Das hat der 'Stier' versäumt!  

Selbst dem direkten Austausch wurde nicht stattgegeben. Stattdessen werden wir überfallen und 
in der Öffentlichkeit nach jesuitischer Manier als Spinner und Gewalttätige dargestellt. Dazu 
werden übliche Schlagworte eingesetzt, die die Masse abschrecken und von uns fernhalten soll. 
Dabei sind die erwirkten hoheitlichen Rechte an Grund und Boden unserer Heimath nicht wieder 
auszuradieren oder zu ignorieren! Auch weil das Wort eines Heimath berechtigten Lebenden auf 
Grund und Boden einen höheren Wert erwirkt, als das Wort eines 'Vertriebenen'. 

So ist jeder Zugriff auf die Indigenen ist als Straftatbestand des Genozids zu erkennen. 

Bundestagspräsident der CDU Hermann Ehlers sprach im Januar 1953: „Wie die Geschichte auch 
laufen mag, wir werden auch das preußische Selbstbestimmungsrecht so ernst zunehmen haben, 
dass den Menschen des Landes, das einst Preußen war, insbesondere im deutschen Osten die 
Entscheidung darüber ausschließlich vorbehalten bleiben muss, in welcher staatlichen Form sie 
leben wollen. Niemand kann ihnen diese Entscheidung abnehmen, keiner darf sie ihnen, aus 
welchen Gründen auch immer, vorwegnehmen. Die einzigen legitimen Richter über das 
preußische Land um Magdeburg und in der Mark, in Pommern, Schlesien und Preußen sind die 
Menschen, die ein Recht auf diese Heimat haben.“                       Aus Inge Barfels, Ostpreußische Nachrichten 2016.

In jedem Fall ist der Postvertrag unter den erhobenen Landschaften als Friedensvertag 
anzusehen. Insbesondere deshalb, weil das Völkerrecht als Kriegsrecht nicht den Heimathboden 
erfasst, ist ein Friedensvertrag unter erhobenen Landschaften einzig Frieden gebend anzusehen. 
Auf der Basis können höchste Rechte an Selbstbestimmung unter Menschen aller Stämmen in 
Form der Postverträge zur Verfügung gestellt werden. 
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Du möchtest die erwirkten hoheitlichen Rechte in einen Verein quetschen und unter Deine 
Treuhandfirma stellen. Das machst Du, obwohl wir als Lebende nicht in Deine Vereinsre-

gularien passen, denn ein Verein ist ein Zusammenschluss mehrerer Personen zur 
Verwirklichung eines gemeinsamen Zwecks. Die Zugehörigkeit einer unter Deiner Verfügung 
stehenden juristischen Person, agiert im fünfstelligen Postleitzahlenbereich. 

Wir sind keinesfalls Personen, sondern Lebende, die sich ihrer Zusammengehörigkeit bewusst, 
auf ihrem Grund und Boden sich eine Ordnung bestimmt haben. Eben diese Freien, Selbstbe-
stimmten, beheimatheten Menschen hier zu Lande, leben außerhalb des Kriegsgeschehens und 
damit auch außerhalb der Postleitzahlen. Wir verfügen über die zur Gesetzgebung notwendige 
Grundrechtsfähigkeit. Wir leben weder in der Fiktion Person noch in der Fiktion von Kriegs- bzw. 
Postleitzahlen. 

Wenn Du uns Antisemitismus17 unterstellst, darf ich deutlich benennen, dass Juden sich 
über Orden organisiert haben, die sämtlich aus Jerusalem entstanden sind. So ist der 

Deutsche Orden, die Ritterorden wie der Ritterorden vom heiligen Grabe zu Jerusalem, der Orden 
Türkisch Osmanisch, der Louisenorden, selbst der Buddhistische Orden oder der Malta Orden 
sämtlich jüdischen Ursprungs. Ernest Renan hat das in seinem Buch 'Die Apostel' sehr klar 
dargestellt: 
(…) Wir müssen nun den Gegenstand von jenem Punkte annehmen, wo wir ihn dort 
zurückgelassen haben, nämlich von Samstag, den 4. April des Jahres 33. Eine Zeitlang wird dies 
eine Art Fortsetzung des Lebens Jesu sein. Nächst den Monaten froher Begeisterung, während 
welcher der große Gründer die Grundsteine zu einer neuen Ordnung für die Menschheit legte, 
waren diese Jahre die entscheidendsten in der Geschichte der Welt. 
Wieder ist es Jesus, der durch das heilige Feuer, dessen Funken er in das Herz einiger Freunde 
verpflanzt hat, Institutionen von ganz besonderer Eigenart schafft, die Seelen bewegt, 
umgestaltet, und auf alles sein göttliches Siegel aufdrückt. … Wir werden die Organisation der 
Kirche von Jerusalem, ihre ersten Prüfungen, ihre ersten Eroberungen und die ältesten aus ihrem 
Schoße hervorgehenden Missionen darstellen. Wir werden dem Christentum seinem raschen 
Fortschritte nach Syrien bist Antionchen folgen, wo sich eine zweite Hauptstadt bildet, wichtiger 
in gewissen Sinne als die von Jerusalem und bestimmt diese zu verdrängen. In diesem neuen 
Mittelpunkt, wo die bekehrten Heiden die Mehrheit bilden, werden wir sehen, wie das Christentum 
sich endgültig von dem Judentum trennt und einen Namen erhält; wir werden ferner noch den 
großen Gedanken von fernen Missionen zur Welt kommen sehen, die bestimmt sind, den Namen 
Jesu in die Welt zu tragen. (…) 

Den Missionen folgte ein Eroberungszug mit der Schaffung von Kriegsgebieten unter dem Symbol 
des Fisches auf der Rechtsbasis des Handels. Wesenheiten, deren DNA verschiedene Anbieter 
durch neue genetische Analysen auf eine gemeinsame Abstammung aller Juden hinweisen, 
obwohl viele seit langer Zeit auf unterschiedlichen Kontinenten leben. Zum Beispiel bieten 
Labore18 kostenaufwändige Testreihen an, in denen diese mit Testergebnissen werben, welche 
die jüdische Abstammung auf den Stammvater Levi, als einen der zwölf Stämme Israels und 
Söhne Jakobs ermöglichen. 
Ahnen aus Judäa19 ist ein Titel eines Presseberichtes in der Süddeutschen „Neue genetische 
Analysen deuten auf eine gemeinsame Abstammung aller Juden hin, obwohl viele seit langer Zeit 
auf unterschiedlichen Kontinenten leben.“ 

17 Antisemitismus bedeutet gegen die Juden als Gruppe (o. Einzelne wegen seiner Zugehörigkeit zu dieser Gruppe) gerichtete Feindschaft oder Feindlichkeit. 
18 https://www.igenea.de/de/juden 
19 https://www.sueddeutsche.de/wissen/genforschung-ahnen-aus-judaea-1.953790
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Ausschnitt: „Nirgendwo kann Wissenschaft so politisch und patriotisch sein wie in Israel. (...)  
Dieser besagt, dass alle Juden letztlich von den Erzvätern Abraham, Isaak und Jakob abstammen 
und sich in den Jahrhunderten nach dem Untergang des Reiches Juda vor ungefähr 2500 Jahren 
über Ägypten, Babylonien, Kleinasien und den Mittelmeerraum über die Welt verstreuten und 
seitdem in der Diaspora leben.“ 

Wir sehen das größte Problem der Kolonialisierung und der militärisch aufgestellten Treuhand-
verwaltungen genau darin, dass Ordens gebundene Gruppierungen nur Kriegsgebiete zur Wohn-
haft20 zugewiesen erhalten, in denen diese jedoch nie Heimathrechte erwirken können. Ein 
weiteres Beispiel sind die Glaubenszugehörigen des Türkisch Osmanisch Ordens, welche die 
„Türkei“ als Lagergebiet zur Verfügung gestellt bekamen und nun Deutschland,21 jedoch in keinem 
der Treuhandorganisationen jemals eine Heimath finden können. 

Fest steht, dass Patente und Edikte, wie die Judenedikte keine Heimathzugehörigkeit 
bewirken konnten. Zumal die notwendigen Bedingungen bis heute nicht eingehalten 

wurden. So boten Badische und Preußische Verträge die Selbstverwaltung der jüdischen 
Gemeinden den erbfreien Staatsbürgern nur dann an, wenn diese sich der ländlichen Kultur 
angepasst hätten. Weitere Bedingungen in Preußischen Patenten und Judenedikten waren die 
Namensänderungen zu unterlassen. Das jedoch hat weder die Familie Rothschild, ein Helmut 
Kohl oder eine Angela Merkel getan. Nach dem Vorbild der Herrscherin der Seemacht die sich 
selbst Queen Elisabeth Battenberg benannte, jedoch eigentlich als Alexandra von York 
niedergekommen war. 

Gerade deshalb werden wir unserem Hüterauftrag gerecht und holen unsere Bestimmungsrechte 
auf unseren Grund und Boden zurück. Denn höchste Bestimmungsrechte können nur dann 
weitergeben werden, wenn man diese innehält. Ein Postvertrag auf der Rechtsebene der 
Germanischen Erstbesiedelung dürfte den Indigenen auf Erden den Frieden erwirken. 

Wir erwarten in diesem Prozess keinen Applaus aus den Führungsetagen globaler Konzerne, 
jedoch einen respektvollen Abtritt dieser Kapitäne des Seehandels. Gewalt erwirkt keine Rechte. 
Ebenso kann Tierrechtskreis (Anlage 5) keine Freien oder Indigenen auf deren Grund und Boden 
beherrschen. 

Stempel mit Tieren (Adler, Pferd und Bär) einiger zugestellter Schriften. 

Niederes Recht kann das Recht eines heimathberechtigten Indigenen weder durch von privaten 
Boten zugestellte Schriften an Personen noch durch Behauptungen und Beschlüsse oder Urteile 
eigener Privatgerichtsbarkeit gegen namensgleiche, fiktiv geschaffene Personen entrechten. 

Wenn der Erhalt niederen Machtstrukturen durch das Einimpfen von Tier DNA22 in unsere 
Kinder versucht wird, ist das ein Verstoß gegen die Schöpfungsordnung. Rechtlich kann 

kein Mensch, auch nicht im Sklavenstand, gezwungen werden seine Kinder chimären Züchtungs-
versuchen zur Verfügung zu stellen. Entsprechend des Alten Testamentes wird sich Eisen und 
Lehm immer wieder trennen. Kein Gesetz der Welt kann Sklavenhändlern oder Kriegsge-
bietsverwaltern das Recht geben, aus Menschen Tiere zu formen. 

20Can. 100 — Eine Person wird genannt: Einwohner, an dem Ort, wo ihr Wohnsitz ist; Zugezogener, an dem Ort, wo sie einen Nebenwohnsitz hat; Fremder, wenn sie 
sich außerhalb des Wohnsitzes und Nebenwohnsitzes aufhält, die sie weiterhin beibehält; Wohnsitzloser, wenn sie nirgends Wohnsitz oder Nebenwohnsitz hat. 
21 Die Türkei ist eine Handelszone seit 1923 und ist als Treuhandunternehmen in der UN Vertragspartner, ohne jemals den Grund und Boden berührt zu haben. 
22 Als Beispiel: Der umstrittene ′GSK MMRV-Impfst6off (Priorix Tetra)′ ist patentrechtlich (https://www.chemie.de/lexikon/MMR-Impfstoff.html) gesichert. Dem Impfstoff 
sind nach unabhängigen Labortests Affenviren, Fadenwürmer, pferdeähnliche Anämie Viren, ... bis zu HIV Viren zugesetzt, die zu einem erheblichen Anstieg 
(Verachtfachung) von Autismus führten. Entnommen aus der DIN A 4 Broschüre Impffrei. 
(https://realnewsaustralia.com/2018/12/23/bombshell-corvelva-releases-next-vaccine-analysis-results/?fbclid=lWar!nQ-OOHZWCWowsgCU_NQDz5Jq3tXTQizhUF8yTw=sjnFi2AkkEIQYScNg) 
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Vor dem Schöpfer dürften benannte genetische Manipulationen ohne eigene Einwilligung die 
Ächtung und Höllenfahrt zur Folge haben. Ebenso sehen wir die Manipulationen an menschlichen 
Körpern beginnend von der Blutabnahme bis zur Organtransplantation als tiefen Eingriff in das 
Seelenleben, in den Kreislauf der Wiedergeburt und Seelenwanderung. Mit Organentnahmen an 
Beseelten und aktuellen Behandlungsmethoden der Verstorbenen dürfte die Wiederkehr nur mit 
großen gesundheitlichen Defiziten möglich sein. Auch hier erkennen wir den Genozid und die 
bewusste Schwächung der Rechte der Menschen, ja sogar deren Ausrottung. 

Deutlich wird bei gründlicher geschichtlicher Recherche, dass mit der Erhebung der 
höchsten Rechte in den deutschen Landen dem Kriegstreiben ein Ende zu setzen wäre 

und dieser Prozess alle Menschen zu Eigenthumsrechten verhelfen dürfte. 

Das kann ein wirksam platziertes Medienspektakel durch Diskreditierung unter dem Header 
Reichsbürgerhetze nicht verändern. Anzunehmen ist zudem, dass die Bevölkerung die tat-
kräftigen heimathberechtigten Menschen beginnen zu schützen, weil die Unzufriedenheit und die 
Monopolherrschaft zu deutlich geworden sind. Insbesondere die jüngeren Generationen haben 
den Propagandaapparat der Naziherrschaft erkannt und lassen sich nicht wieder vorschreiben, 
welche Ideologie sie zu verachten und welcher sie zu glauben haben. Sie wissen, dass die 
Treuhand Bundesrepublik Deutschland auf Nazigesetze aufgebaut ist und der Personalausweis 
eine Staatszugehörigkeit auf 193723 erfordert. 

Auch deshalb, weil die Erheber von Grund und Boden nur ihren bestimmten Vertreter öffentlich 
stellen und diesen in den Urkunden namentlich benennen, um sich und ihre Familien vor 
Repressalien zu schützen. Rechtlich gesehen reicht es auch, wenn ein Einzelner den Grund und 
Boden einer Gemeine erhebt, da dieser berechtigt und verpflichtet ist, seinem Hüterauftrag zu 
folgen. 

Fest steht, dass die Gemeindetätigkeit auf die voran benannten mosaischen Glaubensformate auf 
dem Grund und Boden von Gemeinen stattfindet. 

Fest steht, dass Kriegsgebietsverwaltungen wie alle UN Treuhandverwaltungen, wie auch 
die Bundesrepublik Deutschland oder NGO Mitglieder wie Germany auf dem Grund und 

Boden erhobener Hoheitsgebiete bewegen. Sie mit dem Werkzeug Postleitzahlen und dem 
Weltpostvertrag transportrechtliche Verfügungsgewalten nutzen, die ohne Bodenberührung 
jedoch nach Erhebung der Rechte an Grund und Boden unwirksam geworden sind. 
Nicht nur, weil es mit dem Vertrag unter den Landschaften erhobener Hoheitsgebiete 
höherrechtliche Verträge gibt, sondern weil alles, was auf dem Grund und Boden erhobener 
Hoheitsgebiete organisiert wird, unter der Ordnung der beheimatheten Menschen fällt. 

So dürften Notstandsregelungen über Gemeinden oder als Klimanotstand seine Wirkung verlieren 
insbesondere dann, wenn ganz offensichtlich wird, dass der Missbrauch von Notstand offensicht-
lich wird. Das Beispiel Klimanotstand dürfte an dem Verhältnis des Kraftstoffverbrauches bei 
Kreuzfahrtschiffen ohne Auflage der Nutzung von Reinigungsanlagen sein, welche mit einem 
Verbrauch gleich von 700.000 Autos reisen. 
 Aktuell werden alle Unternehmen mit einem nicht existierenden Virus in die Pleite getrieben und 
gezwungen Kredite aufzunehmen, die einzig als Hilfestellung im Angebot stehen. So scheint die 
Sammlung genetischer Daten auf der Basis von Speichel und erzwungene Unternehmenskredite 
einer neuen Wirtschaftsmacht den Start im Obligationshandel zu ermöglichen. 
Mit dem Produkt ʹnexumʹ28 dürften Freie wieder zu Sklaven gemacht werden. 

23 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Artikel 116. 
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Das Konstrukt dieser Handelsherrschaft wurde so offensichtlich minderwertig aufgestellt, 
weil dem römischen Recht, so auch den Weltpostverträgen nach 1862, die Grundlagen 

grundrechtsfähiger Handlungsgewalt Menschen gegenüber fehlt, denn insgesamt gilt und galt das 
Römische Recht nicht als Gesetz24: 
„(...) Denn nicht der einheimische oder fremde Ursprung der Rechtsquellen, sondern deren Natur 
und die Beschaffenheit der Rechtsinstitute bestimmt den Umfang und die Art ihrer gemein-
rechtlichen Geltung. 
Das römische Recht in Deutschland gilt nicht als Gesetzbuch, weil ihm dazu, von allem Anderen 
abgesehen, das wesentliche Erfordernis der Publication fehlt;(...)“ 

Wie bereits aufgezeigt, sind in dem Rechtskreis des Römischen Rechtes Menschen nur in Form 
von Sklaven geführt, denn ein Sklave ist als Tier und damit als Sache zu sehen.25

Regentschaften unter dem Zeichen des Tieres, wie dem Fisch, dem Löwen, dem Adler, dem Stier 
oder einem Reptil, wie im Auditorium des Papstes dargestellt wird, finden nur im Rechtskreis der 
Tiere und keinesfalls im höherrangigen Recht der beheimatheten Menschen Raum und Wirkung! 

Jede Wesenheit jedoch, die sich in kolonialisierte Gebiete über Gemeindezugehörigkeit26 unter 
römischem Recht stellt, wird als rechtloser Sklave geführt und damit in den Rechtskreis des Tieres 
gesetzt. 

In der Arbeit von Professor Rudoph Sohm „INSTITUTIONEN DES RÖMISCHEN RECHTS“ aus 
1891 finden wir beschrieben im § 21. Der Sklav. Die Sklaverei vernichtet den Adel der 
Persönlichkeit, sie setzt den Menschen rechtlich dem Tier gleich. Sklav ist ein Mensch, welcher 
rechtlich nicht Person, sondern Sache ist. Der Sklav ist der Willkür des Herrn preisgegeben; der 
Herr hat an ihm Eigentum, dominium (Gewalt über den Leib des Sklaven).“ 

Weiter wird von Prof. Sohm beschrieben, wie man zu Sklaven wurde: durch Geburt einer Sklavin 
als Mutter, durch Kriegsgefangenschaft27 oder durch Strafurteil28. 

Die Befreiung aus dem Sklaventum, wird auch von ihm beschrieben: durch den Freikauf, durch 
Eintrag in den (römischen) Bürgerlisten oder durch Testament des Herrn. 

Auch wenn Du für Deine Geschäftsherrendiesen gewaltsamen Übergriff durchgeführt hast, 
wirst Du Dich vor deinen Kindern und vor Deiner Sippe dafür zu verantworten haben. Dazu 

hatte ich Dir ja bereits in privaten Briefen Stellung bezogen. 

Denn letztlich werdet ihr nie eine Heimath oder einen Platz auf dieser Welt finden 
an dem ihr zu Hause seid, wenn wir euch diesen nicht erwirken. 

Der ganze geklaute und auf Fiktionen aufgebaute Zauber bricht in dem Moment zusammen, 
indem die tatsächlichen Rechteträger hierzulande begreifen, dass nur sie der Liebe Raum geben 
können. So steht nicht ohne Grund in dem Alten Testament verewigt, dass die Tiere sich den 
Menschen unterzuordnen haben. 

24 System des gemeinen deutschen Privatrechts. Dr. Georg Beseler § 9 Seite 35 
25 Institutionen des Römischen Rechts von Rudolph Sohm, § 21 Der Sklav 
26 Canon 100 http://www.kathpedia.com/index.php?title=Codex_des_kanonischen_Rechtes_1983#KAPITEL_I:_PAPST_UND_BISCHOFSKOLLEGIUM 
27 Kriegsgefangener ist jeder, der unter Treuhandverwaltung als Person/Sache organisiert ist und unter Besatzungsordnungen wie das Grundgesetz für die Bun-
desrepublik oder unter dem Regelapparat der Besatzungländer, wie Landesverfassungen, steht. 
28 Hierzu ist das ebenfalls in benanntem Buch beschriebene Rechtsgeschäft nexum, das feierliche Darlehn beschrieben. Mit einem Darlehn hat sich der Schuldner 
mit seinem Leib dem Gläubiger verpflichtet und steht dem bereits durch gerichtliches Urteil Verurteiltem gleich. Was bedeutet, mit Eintrag in Hypothekenbücher auch 
als Grundbuch benannt, ist man Darlehnsnehmer und somit Strafverurteilter = Sklave. 
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Was willst Du oder weitere Weltenwandler uns nun noch an Übel zufügen? Welche 
Vermutungen wollt Ihr uns noch unterstellen um Eure Übergriffe auf Personen/Sachen zu 

rechtfertigen? 

In unserem friedlichen Vorgehen haben wir unsere Verantwortung benannt. Viel zu lange haben 
wir nicht erkennen wollen, dass wir in der Pflicht stehen, das Recht der Menschen hier in unserer 
Heimath zu erheben um dieses Recht für ein friedvolles Miteinander, für die Heilung der Urmutter 
Erde und der Natur insgesamt zur Verfügung zu stellen.  
Für den Wandel in ein Naturstaat ist die Zustimmung der Masse an Personen keinesfalls 
erforderlich.  

Solltest Du und Deine Geschäftsherren uns gegenüber keine tatsächlichen Rechte an 
Grund und Boden aufzeigen können, in der Deiner Tätigkeit zugrunde liegenden Frist 

entsprechend römischem Recht von drei Tagen plus Postweg, ist die Übergabe der 
kriegsverwalteten Gebiete in ordentlicher, respektvoller Form und die Rückführung des 
Diebesgutes an uns zeitgleich durchzuführen. 

Zusätzlich bist Du dann aufgefordert, öffentlich die Rücknahme, der uns auferlegten 
Beschränkungen in der öffentlichen Presse zu veranlassen. Zusätzlich ist in pressewirksamer 
Form die Richtigstellung unserer Verfügungsrechte kund zu geben. 

Des Weiteren ist die Umsetzung der Postverträge unter den Landschaften der erhobenen 
Hoheitsgebiete zu veranlassen.  

Ein dazu erforderlicher gemeinsamer Gesprächstermin ist am 

11. April 2020 im Alten Stadthaus in der Klosterstraße, Mitten in Berlin

mit den entscheidungsfähigen, zeichnungsberechtigten Treuhandverwaltern des Deutschen 
Reiches, der Bundesrepublik Deutschland und dem Bund29  durchzuführen, indem wir unmissver-
ständlich die Führung innehalten.  

Die Koordination des Gesprächstermines wir hiermit Dir übertragen. Ich erwarte eine Einladung 
zu diesem Termin bis zum 4. April 2020.  

Mit besonnenem Gruß 

:heike:werding30 

Botschafterin der Indigenen 
erhobener Hoheitsgebiete 

in den deutschen Landschaften 

Dieses Dokument geht gleichzeitig an den Weltpostverein in Bern und wird öffentlich gestellt. 

29 Aktuelle angeordnete Verhaltensregelung auf der Grundlage einer Pandemie hierzulande lassen vermuten, dass hinter den Kulissen ein Treuhandwechsel 
organisiert wird. In diesem Fall haben die entscheidungsfähigen, zeichnungsberechtigten Treuhandverwalter ebenfalls an dem Gesprächstermin teilzunehmen. 
30 :heike ist Inhaberin der Marke Heike Werding® - Die Nutzungsgebühren/AGB können alle unternehmerisch tätigen Institutionen unter dem hier angegebenen 
Postkasten anfragen.  
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 ----- * 
  Hoheitsgebiete deutschsprachiger Landschaften auf der Grundlage Germanischer Erstbesiedelungsrechte.

Parallelstraße eins b 
12209 Berlin 

[   per Bote  ]

----- * · Parallelstraße eins b · 12209 
Berlin Bundespräsidialamt 
Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier 
Spreeweg [1] 
10557  Berlin 

In der Mitte von Berlin am achten März zweitausendundzwanzig1 

Geehrter Frank-Walter Steinmeier, 
wir sprechen Sie, Frank-Walter Steinmeier, als Bundespräsident der Institution ꞌSenatꞌ und der 
Rolle Präsident des Bundesrates, in deutscher Schrift an und berufen uns auf unser Ihnen 
gegenüber höherrangiges Recht.  

Dieses Recht besteht aufgrund des durch berechtigte beheimathete Träger des 
Indigenates erhobenen hoheitlichen Grund und Bodens in den deutschsprachigen 

Landschaften und auf die, dem Prozess hinterliegenden Erstbesiedelungsrechte germanischer 
Stämme2, wie die der deutschsprachigen Menschen, wie der Brandenburger Sippen der 
Sprewaner oder Hevellar. Die altdeutsche Sprache dürfte die Ursprache der Menschheit sein. 
Diese umfasst sittliche Begrifflichkeiten, wie auch den Begriff Adel, welcher im Zusammenhang 
mit ethisch moralischen Tugenden steht. 
So stellt sich die Frage, wie aus dem römischen Sachenrecht heraus in Verbindung mit der 
Kunstsprache Latein Kriegsgebiet verwaltenden Familien der Begriff Adel zugeordnet werden 
konnte. 

Dem Haftungsrahmen Ihrer Tätigkeit hinterliegt das Römische Recht. Dieses Recht wirkt 
über Tiere und Sachen. Wir bezweifeln, dass ein Heiliger Stuhl berechtigt ist, Menschen 
zu Sklaven, Tieren oder Sachen zu machen. Höchstrechtliche Menschenrechte sind den 

Menschen weder durch minderwertige Geschöpfe, noch durch Gewalt oder Kriegsgebiets-
verwaltung zu nehmen. 

Wir stellen Sie ab sofort in dem uns zugrunde liegenden Recht der Menschen und Lebenden 
auf Grund und Boden privat voll umfänglich in die Sippenhaftung, sollten Sie unsere Rechte 
übertreten oder ohne Widerspruch und Darlegung höherer Rechte übergehen. 

Durch zahlreiche Proklamationen wurde den regionalen und höchsten, treuhänderisch agieren-
den Stellen, die Erhebung der Hoheitsgebiete in den hiesigen Landschaften kund getan. 
Tausende weitere relevante Stellen erkannten durch widerspruchsfreie Akzeptanz die Erhebung 
unserer Gerichtsbarkeit und Naturstaatengründung an, welche bei weitem das Landesrecht der 
Hundertschaft3 erfüllt. 

Wir haben damit unserer Informationspflicht bereits in einem umfangreichen Maß 
genüge getan und setzen voraus, dass benannte Prozesse Ihnen ausführlich zur 

Kenntnis vorliegen. 

1 Zeitpunktangabe ohne Rechtskreisanerkennung der derzeit üblichen Benennung. 
2 Im Brandenburger Raum siedelten insbesondere die Sprewaner oder Hevellar. https://slawenburgen.hpage.com/galerie379776.html 
3 Eine Hundertschaft erfüllt aus frühgeschichtlicher Zeit als räumlicher Begriff mit eigener Gerichtsbarkeit die Voraussetzung 
für eine Staatsgründung. Die ----- * haben weit mehr als die dafür  notwendigen  circa 120 öffentlich proklamierten und 
erhobenen Gemeinen als  Hoheitsrecht auf der Grundlage allodoider Rechte erhoben. Siehe Grundriss des Germanischen 
Rechts von Karl von Amira 1913. 
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Anderenfalls haben Sie die Möglichkeit, sich mit den Vertretern der Treuhandunternehmen 
Bundesrepublik Deutschland/Bund auszutauschen. 

Fest steht, dass die Rückerwirkung höchster Rechte auf Grund und Boden in den 
deutschsprachigen Landschaften für Sie veränderte Tätigkeitsgrundlagen bedingt, da das 

Konstrukt des Römischen Rechtes sich außerhalb der Stadtgrenzen von Rom nur in 
minderwertiger Handelsherrschaft darstellt und nur das Sachenrecht bedienen kann und 
konnte. Dies gilt insbesondere, weil dem Römischen Recht als auch den Weltpostverträgen 
nach 1851, die Grundlagen grundrechtsfähiger Handlungsgewalt Menschen gegenüber 
entbehren. Insgesamt gilt und galt das Römische Recht nicht als Gesetz, sondern es war nur 
auf Stiftungswesen und Veröffentlichungs- oder Publicationspatenten verankert: 

„(...) Denn nicht der einheimische oder fremde Ursprung der Rechtsquellen, sondern deren 
Natur und die Beschaffenheit der Rechtsinstitute bestimmt den Umfang und die Art ihrer ge-
meinrechtlichen Geltung. Das römische Recht in Deutschland gilt nicht als Gesetzbuch, weil 
ihm dazu, von allem anderen abgesehen, das wesentliche Erfordernis der Publication fehlt;(...)“ 4 

In dem Rechtskreis des Römischen Rechtes wurden Menschen nur außerhalb des Sitten 
rechtes in Form von Sklaven geführt, denn ein Sklave ist hierin als Tier und damit als 

Sache eingegliedert.5 

Regentschaften unter dem Zeichen des Tieres, wie dem des Fisches, des Löwen, des Adlers, 
des Stieres oder einem Heiligen Stuhl unter dem Reptil, wie im Auditorium des Papstes 
dargestellt, finden nur im Rechtskreis der Tiere aber keinesfalls in dem der Menschen Raum 
und Wirkung. Diese Regentschaften gründen Ihr Wirken in den mosaischen Glaubensformaten 
sowie den Freimaurerlogen und dem Machtanspruch unter dem Eid des Rabbis im Zeichen des 
Fisches auf Seerecht. 

Wir stellen fest, dass Sie in Ihrer tausendjährigen Herrschaft die Natur und die Schöpfung 
nicht  schützen konnten und sich über die Schöpfungsgesetze hinweg gesetzt haben. 

Dies geschah, indem Sie sich angemaßt haben, auf patentrechtlichen und vertraglichen 
Regelwerken, Menschen zu Tieren zu katalogisieren, natürliche Prozesse zu zerstören und 
somit tief in Schöpfungsprozesse eingegriffen zu haben. 
Wir stellen weiterhin fest, dass Ihnen die wirtschaftliche Ausrichtung und der Drang zur 
Ausbeutung wertiger waren, als der Erhalt des Schöpfungsprozesses in unserer Heimath. 

Aus diesem Grund nehmen wir als berechtigte Menschen unsere Verantwortung für die Natur 
dieser Erde an. Wir erkennen unser Versäumnis und den Schaden an und sehen dass die 
Zerstörung auch unserer Achtlosigkeit geschuldet ist. Der Heilweg ist deshalb konsequent, 
jedoch mit Gnade und Achtsamkeit zu beschreiten. 
Wir stellen hiermit fest, dass nur lebende Menschen mit dem Auftrag als Hüter der Erde 
beauftragt sind. Alle niederen, den Rechtskreisen von Tieren gleichenden Institutionen und 
Wesenheiten, haben unsere Ordnung zu akzeptieren. 

Unsere Ordnung ist der über den Weltpostverein in Bern eingereichte Postvertrag unter 
den Landschaften der ----- *. Die Vertreter der Landschaften haben ein Regelwerk 
vereinbart, welches ab sofort Gültigkeit findet. 

Wir werden weder kriegerische Prozesse noch Landeinnahmen durch die Verwaltung 
standesherrlicher Adelsfamilien hierzulande akzeptieren. Wir geben hiermit vor, dass alle 

nun folgenden Prozesse unter unserer oben benannter Ordnung und unter der Bestimmung der 
von uns benannten Vertreterin, heike werding, durchzuführen sind. Diese ist gesandt, 
hierzulande und auf Erden, der Liebe wieder einen Raum zu geben. 

4 System des gemeinen deutschen Privatrechts. Dr. Georg Beseler § 9 Seite 35 
5 Institutionen des Römischen Rechts von Rudolph Sohm, § 21 Der Sklav 
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Wir setzen zu diesem Zweck einen Zeitrahmen und einen Ort fest, zu dem Vertreter relevanter 
Institutionen zu diesem Heilungsprozeß berufen werden. Deren Einberufung liegt dann dieser 
Drucksache bei. 
Wir übertragen den öffentlich benannten höchsten Vertretern der Treuhandorgane die Aufgabe, 
entsprechend der Ihrem Wirken zugrunde liegenden Kriegsordnungen, wie die UN-Charta, 
Kapitel XI Art. 73  und der hier benannten 'Heiligen Pflicht' den Auftrag, unsere von ihnen 
besetzten Objekte zu verlassen und entsprechend den Anordnungen, der benannten 
Vertreterin, heike werding, hierzulande Heilprozesse durchzuführen. 

Im ersten Schritt bieten die Landesherren den Rückkauf der in Sklavschaft 
genommenen, nämlich der in den deutschen Landschaften beheimathetern Menschen, 

dem jeweiligen Sklavenhändler an.  

Wir erkennen in den militärisch organisierten Machtkonstrukten die Grundlage des Handels. 
Wir nehmen an, dass diese Prätoren/Geschäftsherren/Kriegsgebietsverwalter Lebende sind, 
ohne tatsächlich auf Eigenthum an Grund und Boden zurückgreifen zu können. Die 
Treuhandverwaltungen ordnete ihre Kriegsverwaltung von Gemeinden über Steuer- und 
Hypothekenbücher,6 welche sich bis heute auf das Grundbuchpatent vom 1. September 1765 
aufstellen. Wir nehmen zudem an, dass der Sklavenhandel nicht innerhalb der Stadt Rom 
getätigt wurde. Das bedeutet, dass auch Sie nur im Vertragswesen agieren können und Ihnen 
eine gebietsbezogene staatliche Ordnung fehlt. So bilden Handelsvereinbarungen im 
gesetzesleeren Raum auf Hoher See die Grundlage Ihres Wirkens. 

Wir beziehen uns im Freikauf benannter Sklaven auf das für Sie höchst mögliche Gesetz 
und sehen als dieses auf die zwölf Tafeln in Rom, auf denen die manumissio vindicta die 

Freilassung vorschreibt. 
Entsprechend ne 
hmen wir die heimathberechtigten Sklaven vor dem Prätor als frei in Anspruch, indem wir als 
Rohmaterial für den Freikauf der Sklaven ungemünztes reines Kupfermetall zahlen, welches 
durch einen bestimmten kundigen Wägemeister zugewogen wurde.  

Auf dem Ihrer Tätigkeit zugrunde liegenden feierlichen Kauf (mancipatio) entsprechend auf 
benannte zwölf Tafeln des römischen Stadtrechtes beziehend, wird der Freikauf der Sklaven mit 
Abzahlung der Schuld tatsächlich rechtskräftig und wirksam. Wir sehen diesen Akt als 
wertvollen Dienst gegenüber Ihrem Prätor und zeigen damit unsere Großzügigkeit an. 

Wir nehmen an, dass für die heimathberechtigten Menschen hierzulande eine 
Gesamtsumme von Barrenmaterial im Maß von mindestens 6,666 Gramm reinen Kupfers 

ausreicht, um alle Sklaven frei zu kaufen. 

Sollte Ihnen der Ausgleich, der der Drucksache an den Prätor beiliegt, nicht zusagen, bitten wir 
Sie, uns Ihr Angebot innerhalb von zweiundsiebzig Stunden zuzustellen. Zu dieser ist der 
Nachweis Ihrer Berechtigung zu bringen, der aufzeigt, dass Sie sich über den Willen von 
Menschen stellen dürften. 

6 Siehe Die Grundbuch-Verwaltung. Ein Hülfsbuch für die Besorgung der Grundbuchs-Geschäfte beauftragte Beamten,[ …]. aus 
1846:    1. Dienst- oder Grundbuch, 2. Gewährbuch und 3. besondere Satzbuch. 
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Findet benannte Zahlung durch Stillschweigen in den nächsten sieben Tagen Akzeptanz 
Ihrerseits, ist der Eingang des Momentes der Zahlung als der Endpunkt des 
Obligationenhandels zu sehen. 

Wir stellen fest, dass Zugereiste mit durch Patent7 übertragenen Heimatberechtigungen 
oder über die Treuhand zugestellte Einbürgerungen von Alters her ungültig sind.  

Wir stellen weiter fest, daß somit alle Markierungen mit Besitz- und Eigenthumsanspruch, wie 
die sogenannten Stolpersteine und Denkmäler8 in Form von Grabstätten, unrechtlich und somit 
umgehend zu entfernen sind. 
Wir stellen zudem fest, dass die umfangreich proklamierten erhobenen Gemeinschaften 
außerhalb der Kriege und damit außerhalb sämtlicher militärischen Organisationen und deren 
Treuhandverwaltung die höchsten Rechte innehalten. Wir erinnern an den Burgfrieden vom 
August 1914 mit dem die Gemeinschaften auf Grund und Boden aus dem Kriegsgeschehen 
genommen wurden. 

Wir fordern nunmehr als die Beachtung höchster Rechte durch die Erhebung von 
Gemeinen und deren zugehörigen zwölf Seemeilen Handelszone. Wir setzen alle 

minderwertig organisierten Verwaltungen nun unter unsere Ordnung.  

Es hat innerhalb von vierzehn Tagen eine öffentliche Kundgebung zu folgen, in der auch die 
standeserrlichen Familien, deren unter- und übergeordneten Stiftungen, Bünde und Vereini-
gungen und auch Sie Ihre Rechte der Kriegsgebietsverwaltung endgültig niederlegen. 

Wir benennen Ihnen hiermit, dass über Raum und Zeit hinweg, im Fall der Verletzung, 
Mißachtung oder Nichtbefolgung der hier benannten Anordnungen und Ordnung, der 
Straftatbestand des Genozides und des Treuhandbetruges erfüllt ist. 

Für Sie bedeutet das, dass wir Sie und Ihre Sippe bis in die dritte Generation 
einschließlich deren Hab und Gut so auch der Fideikomisse in die sofortige Enteignung 

stellen und gegebenenfalls nach Schwere Ihrer Übertretungen auch Zuchthausarrest 
durchsetzen. Wir sehen Sie als verantwortliche Wesenheit Ihrer Sippe, als mit dem Heilprozeß 
beauftragt. 

Wir werden in dem Prozeß Ihrem zugehörigen Militär den Richtprozeß zureichen und bewahren 
uns das Recht der Nachrichtung. 

Wir werden im Gegenzug für die saubere Umsetzung der hier zugestellten Anordnungen in 
Zusammenarbeit mit unseren Vertretern anerkennen und mit dem respektvollen Abtreten 
Ihrerseits belohnen. Was in der Umsetzung bedeutet, dass Ihnen keine zusätzlichen 
Repressalien durch öffentliche Hetze unsererseits zugefügt werden. 

7 Beginnend mit dem Badisches Judenedikt von 1809, Edikt betreffend die bürgerlichen Verhältnisse der Juden in dem Preußischen 
Staatevom 11. März 1812,  Patent wegen Einführung derjenigen Gesetze, Verordnungen und Bestimmungen auf der Basis von Ver-
öffentlichungs- oder Publicationspatent. 
8 Grundriss des Germanischen Rechts von Karl von Amira 1913
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Zu dem Postvertrag vom 1. Juni 2017 und den folgenden Verträgen unter den Land-
schaften bis zu dem vom 18. Dezember 2018 ist die folgend aufgezeigte Ordnung 
gültig: 

14.3 Gebietshoheit und deren Polizeiordnung 

Aktuell wurde von den ----- * eine Aufklärungsbroschüre in den deutschen Gebieten an 
Polizisten verteilt. Die Broschüre „Berliner Bürger sichern Polizeiarbeit“ ist 
aktualisiert bei den ----- * abzurufen. Der Versand dieser Aufklärungsbroschüre 
in jeder Form obliegt der Zustimmung der ----- * und ist ausschließlich als Drucksache 
zu beziehen. Weitere Sendeformate sind nicht erlaubt. 

Die Zeichnerstaaten haben die Grundlage aller polizeilichen Befugnisse, 
Schriftsachen, Drucksachen, Einschreiben, Briefe und Postkarten sowie Fracht- und 
Paketdienste in deren Ländern auf folgende Grundlagen gestellt: 

Polizeiordnung der ----- *. Gesetz für die ----- * vom 23. April 2017 zu Berlin. 

In den Gebieten der Widerspruchsfrei errichteten Naturstaaten ist nach Austritt der 
Naturstaaten aus dem sogenannten Deutschen Reich und Aufhebung des 
Burgfriedens diese Polizeiordnung gültig. Jede Gebietskörperschaft untersteht 
der eigenen Polizeiordnung und dem Wort des jeweiligen Vertreters der 
Gemeinschaft berechtigter Indigenate. Die gewählte Polizeiordnung hat die 
gemeinsam gewählte Grundfeste zum Inhalt. 

Bezugnehmend auf das gültige Recht des Burgfriedens wird in 
der Wiederherstellungsphase der Naturstaatlichkeit ein abgeschwächtes Strafmaß 
bei Staatszersetzung kundgegeben. Das Abhacken der Hände wird hiermit 
umgewandelt in Zuchthaus unter Hinzunahme der Sippenhaftung in schweren Fällen. 

Derzeitiger Notstand durch die unter Militärorder9  
stehenden Zuwanderungsinvasionen bedingt besondere Polizeiorder, die zu 
konsequenter Handlung berechtigen. So obliegt es dem recht-mäßigen 
Ortsvorsteher eine Ausgangssperre oder andere Regelungen im Notstand 
auszurufen. 

In allen weiteren Gebieten der Naturstaaten der ----- * ist nach diesen 
ethischen und moralischen Grundsätzen zu handeln. Diese strenge 
Handlungsweise obliegt allen Unternehmen, Wirtschaftsstaaten und 
Institutionen, die polizeiliche Dienstleistungen anbieten oder Bedienstete 
für den Zoll, Grenzschutz, Gemeindeordner oder Ordnungskräfte überhaupt 
beauftragen und vergüten. 

Ab sofort ist in den benannten Gebieten die hoheitliche Gewalt wieder in der Hand der 
durch die Indigenate gewählten berechtigten Vertreter. Was bedeutet, es unterstehen alle Unternehmen  wirtschaftsstaatlichen Einrichtungen, 
scheinstaatliche Institutionen  Glaubensformen der Stämme und 

und
und

Rassegattungen Jakobs Söhne der Order des Höchsten Gerichtes ----- *. 

9  Der Notstand ergibt sich aus der Durchführung militärischer Order, beschrieben durch den Militärstrategen Thomes Barnett in 
dessen Bücher The Pentagon's New Map: War and Peace in the Twenty-First Century, Blueprint For Action und weitere. Hier werden 
Ziele fokussiert, wie Reduzierung  des IQ und Besiedelungsdichte, Bürgerkriege, Vergiftung und Unfruchtbarkeit. 
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14.4 Polizeiordnung: 

1. Geltungsbereich:

Die neue Polizeiordnung gilt einheitlich auf dem gesamten Grund und Boden der 
Naturstaaten der ----- * und ist sofort gültig.  Hier ist sich auf die Grenzen vor 
August 1914 damaliger Provinzen und Vertragspartner des Deutschen 
Bundes, genannt Deutsches Reich, die hier durch Landesherren vertreten sind, 
einzuhalten.   

Die Hoheitsgebiete in den Landschaften der Zeichnerstaaten sind von Berechtigten 
bis zum 1. Mai 2018 in direkten Wahlen wieder als Hoheitsgebiete zu errichten. 

2. Die Polizei untersteht immer dem Ortsvorsteher, Bürgermeister und/oder
Magistrat souveräner Gebietskörperschaften aus den Naturstaaten der ---- *.

3.  Der Polizei obliegen folgende Aufgaben:

a) Das Leben und die Unversehrtheit des Menschen sind zu schützen. Das schließt
auch das Leben des ungeborenen Menschen mit ein.
b) Die öffentliche Ordnung und Sicherheit ist jederzeit zu gewährleisten.
c) Das Hab und Gut der Menschen ist zu schützen und mögliche Schäden sind
abzuwenden bzw. zu verhindern.
d) Die germanischen Riten und Werte sind vorrangig zu schützen und zu beachten.
e) Unter besonderem Schutz steht die ethnische Minderheit weißer Menschen.
f) Die Heilung des Einheimischen, dessen Grund und Boden, der hiesigen Natur
und deren Bäume, Pflanzen und Tiere stehen unter besonderer Obhut.
g) Die Rechte auf Gesundung und Heilung, auf kraftvolle Entwicklung stehen vor
allen Rechten der Wirtschaftlichkeit.

4.  Die Aufgabenbereiche umfassen:
a) Alle öffentlichen Bereiche zu Lande, zu Wasser und der Luft.
b) Das Ordnen des Miteinanders zwischen Menschen und Tieren und der Natur.
c) Den Dienst am friedlichen schöpferischen Miteinander auch im privat
menschlichen Bereich zum Wohle Aller.

5. Die Durchsetzung erfolgt auf der Grundlage besonderer Regelungen des 
Höchsten Gerichtes ----- *.

6. Das Dienstverhältnis der Polizisten ist wieder in ein naturstaatliches 
Beamtenverhältnis aus den jeweiligen Gebietskörperschaften zurückzuführen.
Das uneingeschränkte Vertrauen und die Verlässlichkeit der Polizisten gegenüber 
dem Ortsvorsteher, Bürgermeister und/oder Magistrat und den Indigenaten der 
Städte und Gemeinden der ----- * haben Priorität.

7. Diese Polizeiordnung wird in einzelnen Punkten erweitert oder ergänzt werden. 
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Ab sofort sind folgende Anordnungen umzusetzen: 

- Sofortiges Verbot der Ausrufung eines Notstandes durch treuhänderische 
Institutionen,
Militär und Polizei unterstehen den deutschen Völkern und Stämmen, es gilt ab sofor 
die Polizeiordnung der ----- *,

- sofortige Öffentliche Niederlegung aller Mandate der Bundestagsabgeordneten, 
Landesminister, und Räte, Niederlegung/ Auflösung des gesamten Parteiensystems,

- sofortiges Verbot jeder Rodung und Fällung ohne Zustimmung Berechtigter,
- sofortiges Verbot von Abtreibungen, Kindstötung und Einflussnahme auf die 

Leibesfrucht,
- sofortiges Verbot der Impfung sowie Eingaben tierischer DNA in Menschen,
- sofortige Beendigung der Corona-Hetze und Angsttreiberei mit Krankheitserregern,
- sofortiges Verbot von Versuchen an lebenden Menschen und lebenden Tieren,
- verbot der Zuwanderung und Rückführung aller Zugewanderten seit September 201 e
- sofortiges Verbot von umweltbeeinträchtigenden und Einsatz von zerstörenden Stof- 

fen und Prozesse durch Bau, Landwirtschaft, Chemie und Verkehr, auch Chemtrails, 
die Versorgung der heimischen Menschen mit gesunden Lebensmitteln und klaren 
reinem Wasser ist sicher zu stellen und steht unter der Hoheit der Berechtigten,

- Verbot der Spionage,
�ückführung der Volksumsiedelung der circa drei Millionen Menschen aus 
Neuschwabenland und deren Nachkommen. 

Die zeichnenden Landesherren sehen einem friedvollen Heilungsprozeß entgegen 

und fordern Sie direkt zur aktiven Mitarbeit auf! 

Landesherrin Rheinland 

Landesherrin Reuß ältere Linie 

----- * , D<:>r<:>llolc,+r<:>f'lo oinc, h . 1 ?s')M l:lorlin 
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Landesherrin Sachsen 

Landesherrin Bayern 

44� 
Landesherr Brandenburg 

Landesherr Wesftfalen 

Landesherr Hannover 

r""\---11-1-.&.--n- -!-- L 
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Landesherr Baden 

Landesherr Württemberg 

Landesherr Hamburg 

Landesherr Berlin 

Generalbevollmächtigte der ----- * 



----- *
Hoheitsgebieter de<Jtschsprachiger Landschaften auf der Grundlage Gennanischer Ers1besiedehr,gsrechte. 

Parallelstraße eins b 
12209 Berlin 

---- * · Parallelstraße eins b · �2209 Berlin 

Bundespräsidialamt 
Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier 
Spreeweg [1] 

10557 Berlin 

In der Mitte von Berlin am achten März zweitausendundzwanzig 1

Einberufung 

Geehrter Frank-Walter Steinmeier, 

wir nehmen hier Bezug auf die Ihnen, Ihren Prätoren, Geschäftsherren oder Kriegsgebiets­
versverwaltem zugestellte anliegende Drucksache vom achten März zweitausendundzwan­
zig, mit der wir Sie über Ihren in Kenntnis gesetzt haben, den berechtigten lndigenaten ge­
genüber bestehenden Haftungsrahmen bezüglich Ihrer Tätigkeiten. 

Die Handlungen, auf die wir uns in der Drucksache beziehen, resultieren aus der tausend­
jährigen Herrschaft, während der Sie die Natur und Schöpfung nicht schützen konnten und 
Sie sich über die Schöpfungsgesetze mit Ihren patentrechtlichen und anderen vertraglichen 
Regelwerken hinweggesetzt haben, zum Schaden von Menschen, Tieren und der Natur. 

So schreiben wir Sie hier als die für Ihre Sippe verantwortliche Wesenheit an und berufen Sie 
ein, gemeinsam unter der Obhut berechtigter Vertretern der Landschaften der ----- *, den 
notwendigen Heilungsweg zu beschreiten. 

Tagung zum Heilungsprozess 

Altes Stadthaus 

Konferenzraum 
Klosterstraße siebenundvierzig 

in der Mitte von Berlin 

um zwölf Uhr 
am vierzehnten März Zweitausendundzwanzig 

1 Zeitpunktangabe ohne Rechtskreisanerkennung der derzeit üblichen Benennung ohne Zustimmung von Rechten. 



zu ---- *: mit der V e r f ü g u n g vom 14.02.2020 von der 
Firma: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
ist dieser Begriff verboten worden. Ebenso das in Gold 
geschwärzte der Wappen und Siegel.



Als  benannte  Vertreterin der  Lebenden  auf  Grund  und  Boden  erhobener  Hoheitsgebiete  in  den
deutschsprachigen Landschaften sehe ich mit den benannten Raubüberfällen die Menschenwürde
und
die  Grundregeln  der  Sitte  und Moral  in  einem erheblichen Maß verletzt.  Die  Raubüberfälle  sind
Übergriffe auf selbstbestimmte Träger des Indigenates, wodurch die Schöpfungsgesetze verletzt und
missachtet wurden. Vor der Schöpfung ist jeder Mensch mit gleichen Rechten versehen und hier hat
sich keiner über den anderen zu stellen oder, wie im römischen Recht, sich mit Gewalt Menschen in
das Tier- und Sachenrecht zu zwingen. Fest steht, Menschenrecht dem Recht der Tiere und Sachen
vor.

So sprechen wir Sie als Verantwortlichen, der am Raubüberfall beteiligten Institutionen, der Stelle für
die deutsche Frage, der übergeordneten verantwortlichen Stellen und der militärischen Einrichtungen
an und sehen, entsprechend Bundesgesetzblatt 49 aus 1950, Sie in der Bestimmung 'Reichsprä-
sident',  benannt  Bundespräsident  ebenso,  wie in  der  geschäftsführenden Position des Unterneh-
menskomplexes Bundespräsidialamt. Des Weiteren sehen wir Sie in führender Position der Stiftung
des  Louisenordens,  des  Eisernen  Kreuzes  und  weiteren  Bünde,  Orden,  mosaischen
Glaubensformate  wie  auch  Freimaurervereinigungen,  Bruderschaften,  Seilschaften,  Vereinen,
Unternehmen und Stiftungen.

Wir  stellen  fest,  dass  wir  von  Hoher  See  lebend  zurückgekehrt,  uns  willentlich  und  öffentlich
außerhalb der Kriegsverwaltung auf unseren Grund und Boden begeben haben und somit keinesfalls
unter der Gewalt der Treuhand oder anderer Kriegsverwalter stehen, diesen zugehören oder diesen
unterstehen!

Wir erinnern Sie an die, Ihrer Tätigkeit zugrundeliegenden Regelwerke, wie auch EG BGB Artikel 1
und  50.  Hier  insbesondere  an  den  Artikel  11  der  Verfassung  des  Deutschen  Bundes  benannt
Deutschen Reiches von 1871,  in  dem steht:  'Das Präsidium des Bundes steht  dem Könige von
Preuße zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu
vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, Bündnisse und andere
Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen. (...)'

Eine  völkerrechtliche5 Vertretung  bedient  sich  des  Kriegsrechtes  und  nimmt  die
Kriegsgebietsverwaltung eroberter  Gebiete  für  sich  in  Anspruch.  Was bedeutet,  dass  diesen die
Zugriffsrechte auf den Grund und Boden fehlen! Verständlich wird das, wenn man erkennt,  dass
Provinzen  unter  Leutnant  (des  Papstes  oder  dessen  Verwalter)  gestellte  Gebiete  sind.  Diese
Verwaltungsgebiete wurden von Preußen an das Bündnis Deutsches Reich6 abgetreten.

Deutschland  ist  der  Begriff  für  das  kolonialisierte  und  christianisierte  Gebiet  deutschsprachiger
Landschaften. Bürger ist der Begriff für Zugehörige unter Militär gestellter Gemeinden und Städte.

Lebend  bekundete  Träger  des  Indigenates  erhobener  Hoheitsgebiete  in  den  deutschen
Landschaften,  haben sich über  den Weltpostverein in  Bern,  seit  1.  Juni  2017 und folgend, über
gemeinsame Postverträge eine Ordnung auf Grund und Boden gegeben und diese veröffentlicht.

Diese Verträge wurden mehrfach vom Weltpostverein in Bern und von der Staatsbibliothek in Berlin
bestätigt und angenommen. Im März 2018 wurde der Postvertrag unter den Landschaften vom 18.
Dezember 2017 und dem Vertrag zwischen Berlin und den Landschaften vom März 2018 nachweis-
lich relevanten Institutionen derzeitiger Treuhandverwaltung zugestellt.

Wir bieten seit Beginn der Erhebung von Grund und Boden mit der Gemeine Melle im März 2015, in
den  deutschsprachigen  Landschaften,  in  allen  zugestellten,  umfangreich  aufklärenden  Schrift-

5  Volk ist, wie Gemeinde, ein Begriff aus dem Prozess der Missionierung und Christianisierung. Siehe Ernest Renan „Die Apostel“.
6  Aktuell ist die Firma Deutsches Reich mit Handelsregisternummer 5959295 DE mit Sitz in Deleware USA eingetragen. Zu finden ist

zudem ein Eintrag Deutsches Reich - 1100 SALEM ROSE LAS VEGAS NV 89144, USA mit Handelsregisternummer NV20031304121 NV
gefunden mit Gründungsdatum 2003-03-24 als gelöscht.
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stücken,  den  letztlich  lebenden  Vertretern  der  Treuhandorganisation  die  Möglichkeit  zum Wider-
spruch oder zur Korrektur an. Dieses Angebot wurde Ihrerseits nie in Anspruch genommen.

Aktuell  dürften nach Prozessen der letzten Tage weder  Firmierungen oder  Stiftungen unter dem
„Heiligen Stuhl“ noch unter den USA noch als relevant zu erkennen sein.

Wir sehen die  Rechte auf Verträge unter Lebenden, benannt auch in den Ihrem Wirken zugrunde-
liegenden Landesrechtlichen Vorschriften8, in dem gesamten Prozess der Erhebung, wie auch durch
die Raubüberfälle beschnitten.

Als Berechtigungsgrundlage für den Übergriff wurde die Vermutung einer Vereinstätigkeit benannt
und Angebote an fiktive Personen mit Begriffen tituliert wie V e r f ü g u n g7 und  B e s c h l ü s s e
zurück gelassen.

Die Mitarbeiter haben während des Überfalls Dokumente des Unternehmens Bundesministerium des
Innern, Bau und Heimat8 mit der Schrift:

 'VS-Nur für den Dienstgebrauch
VS-Einstufung endet erst mit Beginn des Vollzuges

Gegen Empfangsbekenntnis
An die Vereinigung „Geeinte deutsche Völker und Stämme“
zu Händen ihrer Mitglieder (...)'

Ich stelle, wie weitere Überfallenen fest, keine Empfangsbekenntnisse abgegeben zu haben.

Diese abgelegten Dokumente sind keinesfalls an uns gerichtet, sondern entsprechend der Kopfleiste
für das Personal und deren Dienstgebrauch und unterliegt dementsprechend einzig den Hausregeln
des Unternehmens Verfassungsschutz.
Fest steht, dass hier eine Täuschung im Rechtsverkehr erkennbar ist.

In diesen Dokumenten werden Personen und keine Lebende aufgezählt. Wir sind und können keine
Personen sein!
Fest steht, dass damit Treuhandbetrug und Menschenhandel nachgewiesen ist.

Wie wir aus den Unternehmenseinträgen erkennen können, gibt es das Unternehmen Bundesminis-
terium des Inneren,  … und  das Unternehmen Bundesministerium des Innern,  … unter  anderer
Adresse9 und Verantwortlichkeit. Das letztlich benannte Unternehmen ist nicht, wie auf dem liegen-
gelassenen  Dokument  veröffentlicht  mit  der  Anschrift  Alt-Moabit  140,  10557  Berlin  angemeldet
sondern als Firma Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern mit Adresse Brühler Str.
3, 53119 Bonn zu finden. Hier ist als Hauptverantwortliche Birgit Settekorn benannt.

Nachweislich ist das Dokument unterzeichnet und mit einem Stempel gesiegelt worden, welcher zu
der auffälligen 88 die Inschrift BUNDESMINISTERIUM DES INNERN, FÜR BAU UND HEIMAT trägt.
Wir beachten, dass die große Schreibweise üblicherweise eine weitere juristische Person darstellt.

7 Juristische Beratung hat ergeben, dass Sperrschrift rechtlich unwirksam ist, dass kein zusammenhängendes Wort formuliert ist. Zudem
erhielten wir die Auskunft, dass es sich um eine Schreibweise aus der Naziherrschaft handelt.

8Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmensteil BMI, D-U-N-S® Nummer 507111040 Hauptverantwortlicher Horst
Seehofer;  Bundesministerium des  Inneren,  für  Bau und Heimat,   Unternehmensteil  Bundesakademie  für  öffentliche Verwaltung im
Bundesministerium des Innern D-U-N-S® Nummer 312850960; Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmensteil
Haus Boppard der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung e.V. im Bundesministerium des Innern,  D-U-N-S® Nummer 312651132;
Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern,  Unternehmensteil  Beschaffungsamt des BMI D-U-N-S® Nummer 331489419
Hauptverantwortliche Birgit Settekorn.

9  Adresse ist etymologisch recherchiert ein Begriff für: 'Bittschrift an den König'.  Übertragen auf die heutige Verwendung dürfte anzuneh-
men sein, dass die Nachfrage nach der Adresse die Unterstellung des militärischen, ordensorganisierten Herrschaftssystems aussagt.
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Auch der sogenannte Verfassungsschutz ist im Internat zu finden unter der Firma 'Senatsverwaltung
für Inneres und Sport Berlin'  mit Adresse Klosterstraße 47, 10179 Berlin dargestellt. Im Unterneh-
mensregister DUN&BRADSTREET jedoch finden wir zum Zeitpunkt des Raubüberfalles die Firma
'Senatsverwaltung für Inneres und Sport' gelistet mit der D-U-N-S® 314999290, Klosterstraße 47.
10179 Berlin (Mitten in Berlin) unter Kennzeichnung SIC10 919911 als Hauptverantwortlicher ist dort
Bernd Palenda benannt.

Fest steht, dass hier ein weiteres Mal der Nachweis erbracht ist, dass in unlauter und betrügerischer
Absicht die Firmierungen unkorrekt dargestellt worden sind. Auch hier besteht eine Täuschung im
Rechtsverkehr und unserseits der Verdacht des geplanten Haftungsbetruges.

Die Firma 'Senatsverwaltung für Inneres und Sport' ist laut Internetpräsentation ein Unternehmen des
Unternehmens 'Bundesamt für Verfassungsschutz'  und mit Unternehmensteil BfV unter D-U-N-S®
Nummer  551408250  im  amerikanischen  Unternehmensregister  unter  dem  Hauptverantwortlichen
Thomas Haldewang mit SIC 9111 (Regierungsstellen, lokal, Land, Staat) eingetragen.

Fraglich wäre, wer die Haftung für den Überfall tatsächlich übernimmt, da hier offensichtlich mehrfach
die Firmierung nicht der Darstellung und der Dokumente des Raubüberfalles entsprechen.
Fest  steht,  dass  Horst  Lorenz  Seehofer  in  den  uns  betreffenden  Fall,  zu  der  Täuschung  im
Rechtsverkehr  auch  die  Straftatbestände  der  Haftungsverschiebung  und  des  Treuhandbetruges
nachzuweisen sind.

Des Weiteren agieren hier Firmen, deren Briefkopf und Internetseite offensichtlich ver- und gefäl-
schte Firmennennungen veröffentlicht.

Hier stellt sich die Frage nach der Haftung. Wenn Sie uns keine Verantwortlichen benennen können,
sind wir gezwungen Sie in die private Haftung für den entstandenen Schaden zu setzen.

Fest steht, dass mit dem Zutragen über Bundesstraßen und/oder Schiffsverkehr und Nutzung der 
Postleitzahlen das Dokument die Akzeptanz des Weltpostvertrages erfährt und somit unter dessen
Regelwerk steht.

Die verantwortlichen Ersteller der Drucksache haben sich an den Weltpostvertrag zu halten. Welcher
vorgibt,  dass  nur  ehrliche  Wessel  (Körper,  Container,  Boxen,  Drucksachen  …)  transportiert  zu
werden haben. Wir sehen das Dokument insgesamt als unehrlich und unredlich an und dürfen daran

10 SIC = Kennzahlen der Wirtschschaftzweigsystematik Norm  ( SIC codes) sind   4-stellige Zahlenschlüssel, die von der U.S. Regier-

ung an Geschäftsunternehmen vergeben werden, um das Hauptgeschäft des Unternehmens zu identifizieren. […] Die Systematik er-
fasst alle wirtschaftlichen Aktivitäten.
11 Die SIC 9199 benennt allgemeine Regierung/Staatsführung, andernorts nicht klassifiziert; Regierungseinrichtungen die 
hauptsäch-lich damit beschäftigt sind, der Regierung generelle Unterstützung zu bieten, darin inbegriffen sind Dienstleistungen des 
Personalwesen, Prüfungswesen, Auftragswesen, Gebäudemanagements und andere allgemeine Regierungseinrichtungen, die nicht in 
anderen Branchen eingeordnet werden können.
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erinnern, dass der Weltpostverein und dessen Mitglieder inklusive der diesen zugehörigen Militärs
die  höchste globale  handelsrechtliche Juristikation  darstellen  und unter  dem Regelwerk und der
Gerichtsbarkeit der UN-Charta stehen.

Zudem wird in benanntem Dokument der entscheidende Begriff 'V e r f ü g u n g' mit Leerzeichen
verwandt,  womit  die  Beweiskette  unterbrochen ist  und  Buchstaben ohne  Zusammenhalt  stehen.
Damit ist auch die Aussage des gesperrten Begriffes nichtig, ohne Wert und somit rechtlos. Dem
niedergelegten Dokument fehlt somit die Verfügung!  
Fest steht, dass hier eine Täuschung im Rechtsverkehr und betrügerische Absicht nachgewiesen ist.

Hinzu kommt,  dass wir  als angebliche Vereinigung angeschrieben werden, jedoch folgend in der
betreffenden Drucksache die Vermutung angestellt  wird, es würde sich bei uns um einen Verein
handeln.
Fest steht, dass wir eine Gemeine sind und kein Verein. Ein Verein bedarf der Zugehörigkeit zur
Besatzungsmacht und besteht nur aus Personen. Verein als juristische Person impliziert entsprech-
end römischem Recht Canon 298-32912 nur Personenverbände.

In den niedergelegten Dokumenten werden Lebende nun gezwungen sich an bestimmte Handels-
firmen zu wenden um ihr Eigenthum wieder zurück zu erhalten. In Rechtsbehelfsbelehrung (Aus-
schnitt vorab dargestellt) wird uns von dem Mitarbeiter Reinfeld eine Klage beim Bundesverwaltungs-
gericht  Leipzig  vorgeschrieben,  wissentlich,  dass  diese  Privatgerichtsbarkeit  keine  Lizenz  für
Lebende besitzt.

Wir  haben uns also  die  Mühe gemacht  und entsprechend der  sogenannten Rechtsbelehrung in
benannter Drucksache beim Bundesverwaltungsgericht Leipzig13 angefragt, ob dieses für uns zu-
ständig ist und ob wir als Lebende dort Klage erheben können.

Rückantworten kamen folgend an namensgleiche fiktive Personen adressiert und enthielten z. B. die
Information,  dass  „das  Bundesverwaltungsgericht  im  Rahmen  seiner  gesetzlich  festgelegten
Zuständigkeit keine Möglichkeit hat, in Ihrer Angelegenheit tätig zu werden. (…).“
Eine weitere Anfrage beispielsweise bei den Unternehmen Verwaltungsgerichte ohne aussagekräf-
tige Antwort wurde ebenfalls Personen zugesandt.
Fest steht, auch hier wird entsprechend UPU nicht rechtskonform gearbeitet.

So ist zu vermuten, dass an benannten handelsrechtlichen Stellen weder Lebende noch Träger des
Indigenates gehändelt werden können. Aber Firmen, wie Bundesministerium des Inneren, für Bau
und Heimat14, Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder BUNDESMINISTERIUM DES
INNERN,  FÜR  BAU  UND  HEIMAT  maßen  sich  an Lebende  zu  überfallen  und  deren
vorangegangenen Erhebungen von Hoheitsgebieten zu übergehen, wie auch unsere Angebote zum
Gesprächsaustausch.

Wir, die unter höchster Immunität stehenden Hüter des Grund und Bodens, der Natur und Behei-
matheten, sehen den aggressiven Akt gegen uns als Genozid!
Fest steht, dass das gewaltmäßige Vorgehen dem Ziel dienen sollte unsere Rechte zu beschneiden
und die Erwirkung der Rechte von Menschen zu verhindern.

Nun halten wir uns an respektvolle Umgangsformen und haben Verantwortlichen Ihrer Verwaltung
Fragen gestellt ohne eine Antwort zu erhalten und vergeblich Gesprächstermine angeboten.

12 Kanonisches Recht  TITEL V: VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL II: ÖFFENTLICHE VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL III:
PRIVA-TE VEREINE VON GLÄUBIGEN, KAPITEL IV: BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER LAIENVEREINE

    http://www.kathpedia.com/index.php?title=Codex_des_kanonischen_Rechtes_1983#KAPITEL_I:_PAPST_UND_BISCHOFSKOLLEGIUM
13Unternehmenseintrag BUNDESVERWALTUNGSGERICHT in Leipzig D-U-N-S No. 344686469 Oondolf Rojahn; Bundesverwaltungsge-

 richt Leipzig D-U-N-S No. 342229726.
14  Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat, Unternehmen BMI, D-U-N-S® No 507111040 Hauptverantwortlich Horst Seehofer.
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Es  scheint  den  Eindruck  zu  machen,  dass  es  sich  bei  dem  Raubüberfall  insgesamt  um  einen
unrechtmäßigen Prozess handelt und wir sind gezwungen anzunehmen, dass wir in unserem Recht
auf menschliche Ordnungen gehindert werden sollten.
Wir  haben  mit  der  Kundgebung  unserer  Lebendbekundungen  bei  dem  Papst,  Geschäftsführern
jeweiliger Gemeinden und Kreise, die treuhänderisch verwalteten fiktiv geschaffenen namensglei-
chen Personen im Obligationshandel, entsprechend dem Ihrer Tätigkeit zugrundeliegenden Regel-
werken, wie auch des cestui que vie, Canonum De Ius Positivum, Canon 2056/2057, aufgehoben.

Die Lebenden sind damit nicht mehr in die Person zurück zu quetschen. Selbst wenn es Ihrerseits
darum ginge, entgegen den von uns durchgeführten Prozessen, die Rechte der Menschen zurück zu
holen, gäbe es Ihnen nicht das Recht zu benannter Gewalttat.

Sie können nach jahrelangem Schweigen uns nicht vorwerfen, dass wir Verantwortliche erpressen, 
wenn wir außerhalb Ihrer Haftungssicherung und außerhalb in Schuldgeldwährungen Forderungen
zur 
Heilung  stellen.  Wir  haben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  eine  naturstaatliche
Gerichtsbarkeit zu öffnen. Letztlich haben der Erhebung der Hoheitsgebiete sowie naturstaatlicher
Gerichtsbarkeit Ihre Treuhandverwaltungen nie Widerspruch erhoben.
Fest steht, dass wir unsere Rechte rechtswirksam erhoben und veröffentlicht haben.

Somit ist festzustellen, dass Beschuldigungen und Vermutungen Rechte auf Selbstbestimmung nicht
außer Kraft setzen können. Insbesondere auch deshalb nicht, weil wir im Vorfeld deutlich benannt
hatten,  keine Gemeinden und Strukturen unter dem „Heiligen Stuhl“ zu sein.
Stellen  wir  fest,  dass  mit  Streichung  GVG  §  14,  15  und  16  in  der  1923  mit  dem  Treuhand-
unternehmen Türkei, USA und die Bundesrepublik Deutschland gegründet wurde und erinnern Sie
an ein Urteil IM NAMEN DES VOLKES5 - 2 BvF 1/73 des Privatgerichtes Bundesverfassungsgericht
(Verkündet am 31. Juli 1973 Höfel, Regierungshauptsekretär als Urkundsbeamter  der Geschäfts-
stelle).

In der Auseinandersetzung des Rechtsstatus der Bundesrepublik Deutschland wird auf der Seite 18
festgestellt:
„1. Das Grundgesetz – nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! - geht
davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der
Kapitulation  noch  durch  Ausübung  fremder  Staatsgewalt  in  Deutschland  durch  die  alliierten
Okkupationsmächte  noch  später  untergegangen  ist;  (…)  Das  entspricht  auch  der  ständigen
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, an der der Senat festhält.  Das Deutsche Reich
existiert  fort  (…),  besitzt  nach  wie  vor  Rechtsfähigkeit,  ist  allerdings  als  Gesamtstaat  mangels
Organisiation, (…) selbst nicht handlungsfähig.“

Sei hier angemerkt: Die Sprache ist von einer Verfassung des Deutschen Reiches, welche aufbaut
auf  die Verfassung des Deutschen Bundes auf  der Grundlage der Gesetze und Verfassung des
Norddeutschen Bundes umbenannt in Deutsches Reich.15

Weiter geht es auf Seite 18/19:

15 Anmerkung des Verfassers: Wir sprechen hier von einer Stiftung/Verein Deutscher Bund welcher sich auf die Gesetze und Verfassung
des Norddeutschen Bundes bezieht. Eine Stiftung unter standesherrlichen Familien denen der Bezug auf Rechte zu Grund und Boden
gänzlich fehlte!  Hier  war  keinesfalls  die Entscheidung Selbstbestimmter  die Grundlage,  sondern eine,  durch kolonialherrschaftliche
Kriegsgebietsverwaltung gesetzte Militärorganisationen = Adelshäuser. Den Nachweis finden wir in: (Nr. 628.) Gesetz, betreffend die
Verfassung des Deutschen Reichs. Vom 16. April  1871. Hier finden wir in § 2 die Umbenennung der Gesetze des Norddeutschen
Bundes auf Deutsches Reich. In § 3 werden Verträge benannt, die durch benanntes Gesetz von 1871 nicht berührt werden. Hier sind die
Vereinbarungen in Versailles vom 15. November 1870 sowie die Verträge mit Bayern vom 23. November 1870 benannt. Gezeichnet hat
Wilhelm  in  seiner  Rolle  König  von  Preußen  im  Namen  des  Norddeutschen  Bundes.  Den  Menschen  wir  hier  ein  Vertrag  unter
Kriegsgebietsverwaltern, mit dem Ziel über gemeinsame Zollvereinbarungen treuhänderisch die Bankenmacht, Militärhoheit und den
Weltpostvertrag zu verwalten, verkauft. Verschwiegen wird, dass die Kriegsverwalter weder das Ziel noch die Berechtigung innehalten,
Friedensverträge auf Grund und Boden abzuschließen. Ziel ist mit Beginn der Christianisierung weltweit Kriegsgebiete zu schaffen und
somit  auf  billigem Recht  Weltherrschaft  zu erreichen.  Wie billig  das  Kolonialrecht  Preußens war,  ist  aus dem Alten  Landrecht  zu
erkennen, welches darstellt, dass dieses nur über Veröffentlichungspatente von Preußen eingeführt werden konnte. 

    Ein Beispiel sei hier benannt: I. Patent wegen Publikation des neuen allgemeinen Landrechtes für die Preußischen Staaten.
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„Mit  der Einrichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde  nicht ein neuer westdeutscher Staat
gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert (vgl. Carlo Schmid in der 6. Sitzung des
Parlamentarischen  Rates  –  StenBer.  S.  70).  Die  Bundesrepublik  Deutschland  ist  also  nicht
„Rechtsnachfolger“ des Deutschen Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat „Deutsches
Reich“, - (...)“

Grundlegend  für  Gebietsaufteilungen  dürften  die  Glaubensformate  –  hier  insbesondere  die  der
Lutherkirche  und  der  katholischen  Kirche  sein.  So  fand  der  „Osten“  1990  erst  aufgrund  der
Zeichnung des Reichskonkordates16 in 1989 durch die evangelische Kirche wieder zusammen.

Was  das  Deutsche  Reich  rechtlich  tatsächlich  darstellt,  dürfte  aus  §  55  der  Reichsverfassung
erkennbar werden, in dem steht: „Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz-weiß-roth.“
Folgend wird „Deutschland“ dann als „Deutsches Reich“ bezeichnet.
Wir  erkennen  entsprechend  etymologischer  Recherche  in  dem  Begriff  „Deutschland“  das
kolonialisier-te Gebiet deutschsprachiger Landschaften.

Carlo  Schmid  stellt  in  seiner  Grundsatzrede  das  Staatskonstrukt  mit  wirtschaftlicher  Treuhand
deutlich dar und auch deren minderwertige Gerichtsbarkeit. „Die zweite Einschränkung ist, dass uns
entscheidende Staatsfunktionen versagt  sind:  Auswärtige Beziehungen, freie Ausübung der Wirt-
schaftspolitik; eine Reihe anderer Sachgebiete sind vorbehalten. Legislative, Exekutive und sogar
die Gerichtsbarkeit sind gewissen Einschränkungen unterworfen.“
Und als vierte Einschränkung benennt er die Genehmigungspflicht der Verfassung:  „Auch die jetzt
freigegebene  Schicht  der  ursprünglich  voll  gesperrten  deutschen  Volkssouveränität  ist  nicht  das
Ganze, sondern nur ein Fragment.“

Aktuellere Urteile, wie die des Unternehmens OLG Koblenz bestätigen fehlende rechtsstaatliche Ord-
nung in dem Beschluss vom 14. 02. 2017 zum Aktenzeichen 13 UF 32/17 bezüglich Zuständigkeiten
in Vormundschaftsfragen unter Punkt 58 „(…) Die rechtsstaatliche Ordnung in der Bundesrepublik17

ist in diesem Bereich  jedoch seit rund eineinhalb Jahren außer Kraft gesetzt und die illegale Einreise
ins Bundesgebiet wird momentan de facto nicht mehr strafrechtlich verfolgt.“

Fest steht, dass wir uns in unserer Gangart immer auf den erhobenen hoheitlichen Grund und Boden
deutschsprachiger Landschaften und auf die Allod-Rechte bezogen haben und nie Zugehörigkeiten
zu Firmen, Stiftungen und Vereinen, sowie handelsrechtlichen Konstrukten wie Republik, Bund oder
Freistaat  darstellten.  Wir  bauen  auf  Allod-Rechte  und  akzeptieren  handelsrechtlich  organisierte
Verwaltungen  genauso  wenig,  wie  eine  Fürstenherrschaft  auf  der  Basis  der  Lehnsrechte  auf
unserem Grund  und Boden!  Das  dürfte  aus unseren  Schriften  wie  letztlich  der  Drucksache  der
Landesherren vom achten März 2020 deutlich benannt worden sein.

Wir dürfen offen Stellung nehmen und öffentlich benennen, dass die Bundesrepublik Deutschland so
auch der über Berlin wirkende „Bund“ den Obligationenhandel2 nutzt, um Land und Leute spekulieren
zu können und sich damit entsprechend eigener Regularien, wie KStG Artikel 4 (6) Satz 2 und HGB
Artikel 5, nur als Unternehmen im Handelsrecht bewegen kann.
Und so darf die Grundlage des Obligationenhandels auch benannt werden, welche einzig im „Treu
und  Glauben“  besteht  und  handelt  und  jede  Willenserklärung  eines  Lebenden  das  wackelige
Firmenkonstrukt schon außer Kraft setzt.

In jedem Fall jedoch setzt eine Ordnung auf der Basis der erhobenen Hoheitsgebiete auch den so-
genannten „Freien Männern dieser Welt“ eine Grundlage und macht diese Lebenden sich zu Unter-

16Das Reichskonkordat 1933 bietet bis heute die Rechtsgrundlage. Alle Besatzungsländer nach 1950 haben bis über das Jahr 2000 das
Reichskonkordat durch verantwortliche Vertreter zeichnen lassen. Einzig Berlin blieb frei von der Macht des Vatikans und stellt  dem
Handel einen rechtsfreien Raum.

17Die Verwendung verschiedener Begriffe dürfte der Täuschung weiterer Firmierungen dienen, wie ja nach Wiedervereinigung auch die
NGO Germany/German/GERMANY eingesetzt wurde. Hier ist die Bundesrepublik benannt ohne dass Bundesrepublik Deutschland oder
Bund gemeint sein muß.
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tanen. So dürfte nach Einreichung der Postverträge unter den Landschaften vom 1. Juni 2017 der
Raubüberfall den Straftatbestand des Genozides erfüllen.

Wir sehen in Bezug auf die Benennung Ihrer Institution Bundespräsidialamt als Wortschöpfung und
den Teil „Amt“ eine Täuschung im Rechtsverkehr. Mit Unternehmensgründung von Städten und Ge-
meinden in den Jahren 2005-7 hat sich nach zehnjähriger Zugehörigkeit der Einwohner zu den Fir-
men eine Staatszugehörigkeit zu einer Gemeinde des Deutschen Reiches/Bundesrepublik Deutsch-
land/Bund oder sonstigen Bezeichnungen von Treuhandfirmen aufgehoben, somit dürften Sie sich
keinesfalls mehr Amt nennen dürfen.

Nun mögen Sie sich auf das Recht der Täuschung als Kriegsgebietsverwalter in Bezug auf HLKO
Artikel 2418 beziehen, welches jedoch haben Sie mit dem Ausruf des „Burgfrieden“ August 1914 im
Abgeordnetenhaus Mitten  in  Berlin19 und vor  dem Reichstag im „katholisch verwaltetem Gebiet“
keinen Zugriff auf den Grund und Boden und den dort lebenden Trägern des Indigenates mehr. Diese
Rechte wurden eingefroren und standen nicht im Kriegsgeschehen.

Uns dürften Sie keinesfalls mit Kriegslist begegnen. Das schließt auch die Diffamierung von Trägern
des Indigenates bestimmten Vertreter über die Presse mit ein. Ihnen und Ihren Unterfirmen, Freimau-
rerriegen,  Illuminaten-  und Zionistenorganisationen,  Bünde und Orden fehlt  jedes Recht  auf  den
Zugriff der benannten Lebenden und auf deren Grund und Boden.

Im Gegenteil, Sie haben sich als Handelsorganisation im Sachenrecht nicht nur an Ihre Regelwerke
wie auch an den in der UN-Charta Kapitel IX in Artikel 73-79 benannten, heiligen Auftrag und die Ver-
pflichtung der Förderung der Selbstbestimmung zu halten, sondern Sie haben sich insgesamt unter
unsere Ordnung zu stellen.

Diese Ordnung ist in dem Postvertrag unter den Landschaften erhobener Hoheitsgebiete dargestellt.
Führenden Institutionen der Treuhandorganisation wurden die Postverträge im März 2018 zugestellt.

So ist anzunehmen, dass keiner glaubt, durch Diebstahl aller Nachweise und Dokumente unsere
Rechte beschränken oder aufheben zu können.

Was auch immer Ihnen und Ihren Kollegen befohlen wird, geehrter Frank-Walter,  auf erhobenem
Grund und Boden können selbst  Befehle griechischer Götter  nicht  wirken.  Es fehlen diesen und
weiteren  Gewalten  die  Grundrechtsfähigkeit  über  Grund  und  Boden  unserer  Heimath  um Hand
gegen uns anzulegen. Deren Wirken fällt in den Rechtskreis der Sachen und Tiere.20

Uns ist nichts vorzuenthalten und wir haben über die Abwicklung und die Heilung vorangegangener
Prozesse die Bestimmungsverfügung.

So sehen wir in dem billigen Trick, auf Grund eines Verdachtes oder einer Vermutung gewalttätig zu
agieren, um mutige Rechteträger zu erschrecken, auch den versuchten Genozid bestätigt.

Denn durch die Einführung eines Parteienstaates Deutsches Reich und der, auf Parteien aufgestell-
ten Gemeinden nach 1918 ist jedes Gemeindemitglied seine Grundrechtsfähigkeit los.

So agieren seither alle Ministerien nur handelsrechtlich und damit haben diese sich der benannten
Ordnung erhobener Hoheitsgebiete und deren Landschaften zu fügen, denn ein Recht verliert seine

18Art. 24 [Kriegslisten; Nachrichtenverschaffung] Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten über den
Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind erlaubt.

19Berlin  in  den Grenzen vor  Einführung der  Parteien 1862 steht  außerhalb des  römischen Rechtes  und wird  über  Tricks wie  Haus
Dorotheenstadt oder Friedrichstadt Palast oder weiter Objekte mit Nennung vormaliger Berliner Stadtteile handelsrechtlich regiert. In
Berlin 101xx finden wir alle übergeordnete seerechtlich angelegten zentralen Konzerne welche über Filialbetriebe „bundesweit“ sich über
die Fiktion von Kriegsleitzahlen PLZ organisieren und ein Macht-komplex über den Obligationenhandel und Weltpostvertrag nutzen um
den hier eingeloggten Personen eine staatliche Verwaltung vortäuschen.

20 Siehe Institutionen des römischen Rechts von Prof. Rudolph Sohm 1891
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Wirkung nicht, nur durch den Lauf der Zeit.

Rechtlich sehen wir mit der Parteieneinführung in der Mitte von Berlin den amtlichen Status nach
1862 nicht mehr gegeben und haben diesbezüglich einen Postvertrag unter erhobenen Landschaften
abgeschlossen, der sich auf „Landesrecht“ und die darin enthaltenden Vertragsmöglichkeiten unter
Lebenden und deren Vertretern21 möglich macht. Wir sehen alle Weltpostverträge nur durch deren
Bezug auf die Postverträge vor 1862 möglich, und wir erkennen Sie mit den Treuhandverwaltungen
dort auch gebunden.

Was bedeutet, dass Horst Lorenz Seehofer in betrügerischer Absicht Drucksachen außerhalb des
Postvertrages  an  Personen  zugestellt  hat,  in  der  Hoffnung,  dass  gleichnamig  Lebende  diese
annehmen und so ihre Rechte als Menschen22 abtreten.
Wir nehmen an,  dass Sie sich an Weltpostgesetze zu halten haben, welcher die  Ehrlichkeit  des
Inhaltes gesendeter Drucksachen zur Grundlage haben.

Berlin ist widerspruchsfrei entsprechend auch aller Ihrer Tätigkeiten zugrundeliegenden Regelwerken
rechtskräftig erhoben und durch Träger des Indigenates einem bestimmten Vertreter in die Obhut
gegeben worden. Das führt dazu, dass alle Vertragswerke die in Berlin [PLZ 101xx] abgeschlossen
worden sind, nun unter der Ordnung der hoheitlichen Träger des Indigenates stehen.

Nachweislich gibt es keine Vereinsgründungsurkunde oder Satzung unserer Gemeinschaft unter der
Bundesrepublik Deutschland oder dem Vatikan, denn hierzu müssten entsprechend Canon Personen
tätig werden, die jedoch allein mit lebender Rückkehr von hoher See – Lebendbekundung – nicht
mehr  existieren.  Auch  handelt  es  sich  in  unserem  Wirken  keinesfalls  um  staatszersetzende
Prozesse, da wir der Firma Bundesrepublik Deutschland nicht angehören, denn auch hierzu sind
Personen notwendig.

Selbst Zwangsverträge können die höheren Rechte der Lebenden nicht zunichtemachen, da Sie in
Ihrem Tätigkeitsbereich die  Landesrechtliche Vorschriften zu erfüllen haben, welche Verträge unter
Lebenden23 ermöglichen. Sie hatten als Treuhandverwalter allein daraus den Lebenden Vertrags-
grundlagen anzubieten, die außerhalb des Handelswesens im Personenstatus, für Lebende abzu-
schließen  möglich  sind.  Das  sehen  wir  nicht  gewährleistet  und  sehen  uns  gezwungen Verträge
einzugehen, die für Personen geschaffen worden sind.

Da uns das Reisen nicht zu verbieten ist, uns Wasser und Nahrung zusteht oder wir auch das Recht
auf den kostenfreien Zugang auf Toiletten haben, greift das von Ihnen erstellte Vertragswerk in die
Überlebensprozesse von Lebenden und insbesondere auf lebende Heimathzugehörige ein. Ihnen ist
die Wahl auf Verträge unter Lebenden nicht gegeben, die uns rechtlich zustehen.

Wir,  die  Lebenden  beziehen  uns  willentlich  auf  hoheitliche  Rechte  auf  Grund  und  Boden
deutschsprachiger  Landschaften und wir  erheben Hoheitsgebiete und bilden Gemeinen im Allod-
Recht.

Die von uns willentlich benannten Rechte kann aus unserer Recherche weder ein Illuminaten- oder
Zionistenclub noch ein Ordensgefüge oder  Handelsunternehmen beschränken.  Es ist  in  unseren
Landschaften  ohne  unseren  ausdrücklichen  Willen,  weder  eine  ordensverfügte  Zusiedelung  von
Fremdlingen, noch eine Staatsabwicklung durch grundrechtslose, hinzugerufene Wesenheiten aus
verschiedenen Hemisphären, oder Könige und Kaiser, auch der von Preußen und dessen Ritterorden
Schwarzer Adler erlaubt. Wir untersagen jeder Fremdherrschaft Bestimmungsrechte jeglicher Form.

21Allen Treuhandverwaltungen liegt deren Tätigkeit entsprechend EG BGB Artikel 50 das Altes Landrecht zugrunde. Erster Theil; Vierter
Titel.  §  5  Alle  Sachen  und  Handlungen,  auf  welche  ein  Recht  erworben  worden,  oder  Andren  übertragen  werden  kann,  können
Gegenstände und Willenserklärungen sein.

22Erster Theil; Vierter Titel. § 13. Zur Sklaverei oder Privatgefangenschaft kann Niemand durch Willenserklärung verpflichtet sein.
23 §. 1. und §. 2., Elften Titel des Ersten Teiles „Allgemeines Landrecht“ und dem Vertragsrecht unter Lebenden. Dieses besagt, dass die

Gemeinschaft keinesfalls eine Institution von Treuhandverwaltungen ist, sondern eine Gemeinschaft von Lebenden in einem erhobenen
Hoheitsgebiet.
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